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Neuausweisung und Neuabgrenzung NSG „Düpenwiesen“  
Auswertung der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (TÖB-Beteiligung) Teil 2 
 
Stellungnahme der Träger öffentlicher Belange 
 

Bearbeitungsvermerk 

 

Aller-Ohre-Verband (AOV) und UHV Oberaller vom 10.11.20: 
1. Stellungnahme des Aller-Ohre-Verbandes für die Gewässer 3. Ordnung  
2. Stellungnahme des UHV Oberaller für die Gewässer 2. Ordnung 
 

1. Bei der Sicherstellung des Schutzzieles für die Stapelteiche in Fallersleben 
(Kompensationsmaßnahme der Stadt, so festgesetzt) ist kritisch anzumer-
ken, dass aufgrund der Entwicklung der Jahresniederschlagsmengen ein 
dauerhafter Wasserstand nicht gesichert prognostiziert werden kann. Als 
stützende Maßnahme ist eine Entnahme aus anliegenden Fließgewässern 
aufgrund der verringerten Mindestwasserdargebote in den letzten Jahren im 
Sommer nicht verantwortlich planbar. 

2. Für den Erhalt der Fließgewässer ist die Stabilisierung der Grundwasserstän-
de ein wichtiger Bestandteil der Sicherung. Ich bitte Sie, dies noch deutlicher 
zu formulieren  
 
und vor allem in der Maßnahmenplanung umzusetzen. 

3. Das Setzen weiterer Staue in den Gräben für temporäre Rückhaltungen für 
den Erhalt der LRT kann im Rahmen der Maßnahmenplanung empfehlens-
wert sein. Bei der Planung bitten wir Sie, die zuständigen Unterhaltungsver-
bände hinsichtlich der Lage, Steuerung, Stauziele und Unterhaltung frühzeitig 
vor einem Verfahren einzubinden.  

4. Für § 2 (3) Erhalt, Wiederherstellung und Entwicklung von artenreichen Fließ-
gewässern sind Begehungen und Kontrollen in regelmäßigen, unregelmäßi-
gen und in witterungsbedingten Sonderfällen erforderlich. Die Einschränkung 
nach § 4 (2) c) mit der Auflage einer Ankündigung 4 Wochen vor Einsatz ist 
mit der Einschränkung zu versehen, dass als Ausnahme die Mitarbeiter der 
Verbände für die Gewässerunterhaltung zu setzen sind. Die Formulierung 
des Entwurfes steht im Widerspruch zum NWG und behindert im nicht zuläs-
sigen Maße die Wahrnehmung der hoheitlichen Aufgabe im Verordnungsge-
biet. Die Schutzziele dieser NSGVO werden durch die Kontrollgänge und die 
durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten der Verbände nicht beeinträchtigt. 

 

 
 
 
 

=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das planfestgestellte Kompensati-
onsziel lediglich in den Schutzzweck und die Erhaltungsziele gem. § 2 NSG-
VO übernommen wurde; die planfestgestellten Verpflichtungen zur Erhaltung 
des Wasserstandes in den Stapelteichen bleiben unabhängig davon beste-
hen; in der NSG-VO werden dazu nur die allgemeinen Schutzvorgaben und 
Erhaltungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rah-
men der Managementplanung 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das Ziel möglichst hoher stabiler 
Grundwasserstände in § 2 NSG-VO mehrfach deutlich (und damit ausrei-
chend) formuliert ist (vgl. (2) Nr. 1, 4; (4) Nr. 2 b), c); (5) Nr. 1 a) - c), e), f); (5) 
Nr. 2 a) - e); (5) Nr. 3 b)) 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
=> auch dieser Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil sich die angesprochene Anzeige-
pflicht unter den allgemeinen Freistellungen zum Betreten und Befahren in § 
4 (2) NSG-VO findet; das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Gewässerunterhaltung fällt unter die speziellere Frei-
stellung in § 4 (6) NSG-VO und beinhaltet keine Anzeigepflicht (s.u.) 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das Betreten und Befahren zur 
Kontrolle der Gewässer gem. § 4 (6) NSG-VO unter Berücksichtigung 
der Rechtsgrundlagen (siehe Verweis im VO- Text) jederzeit möglich ist; 
zur Klarstellung wurde unter § 4 (6) NSG-VO nach „nach folgenden Vorga-
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Daher ist eine Untersagung der Betretung eines örtlich tätigen Unterhaltungs-
verbandes nicht begründbar und aus unserer Sicht rechtlich nicht zulässig. 
Gerne stelle ich Ihnen aus vergleichbaren NSGVO ohne rechtsüberschreiten-
de Formulierungen Textbausteine zur Verfügung. - Nicht nur der Hochwas-
serfall oder die starken Abflussbehinderungen mit darauffolgenden wirtschaft-
lichen Schäden, auch die stark unterschiedlichen Klima- und Wasserstand-
gänge durch die letzten Jahre unterstreichen das nicht einschränkbare Erfor-
dernis des Betretens der Gewässer.  
Im Falle einer Abwägung zu dieser VO erwarte ich hier im Vorfeld eine or-
dentliche, fachlich und rechtlich begründete Abwägung gegenüber einem 
Träger hoheitlicher Aufgaben. Aufgrund der die Ausübung der Tätigkeit deut-
lich einschränkenden Verordnungspassagen liegt eine erhebliche Behinde-
rung in der Aufgabendurchführung der Gewässerunterhaltung vor. 

5. Zu § 4 (6) a) ist die Befristung aus fachlicher Sicht herauszunehmen. Sind 
Schlammpeitzger beispielsweise zu entwickelnde Zielpopulationen, sollte ge-
zielt die Unterhaltung zu einem früheren Zeitpunkt durchgeführt werden. Fi-
sche haben bei wärmeren Wassertemperaturen ein deutlich besseres Flucht-
verhalten.  

 
 
 
 
 
 
 
6. In § 4 (6) c) des Entwurfes der Verordnung ist erneut eine fachlich nicht 

nachvollziehbare, in vorherigen NSG Verordnungen der Stadt ebenfalls nicht 
begründete Beschränkung der Gewässerunterhaltung von 50 m abschnitts-
weise und 200 m einseitige Unterhaltung festgesetzt. Das ist nicht im Sinne 
des NWG, WHG und des Leitfadens für Artenschutz und Gewässerunterhal-
tung des NLWKN und sollte herausgenommen werden. Anstelle dessen kann 
die Unterhaltung, die auf Grundlage derselbigen stattfindet, in der Erfassung 
rückwirkend eingesehen werden. Zulässig sind Empfehlungen für einseitige 
oder abschnittsweise Unterhaltung anhand von Landschaftsbereichen und     
-zugängen. Ziel ist für uns, nach § 61 NWG auch möglichst schadensarm 
und mit geringster Befahrung der Flächen zu unterhalten.  

ben“ zusätzlich „für Unterhaltungsmaßnahmen“ eingefügt und der entspre-
chende Hinweis in der Begründung zu § 4 Abs. 3 bis 7 wurde zur Klarstellung 
noch deutlicher formuliert 
=> § 4 NSG-VO folgt der allgemein üblichen Rechtssystematik, wonach zu-
nächst die allgemeinen Freistellungen und dann im Folgende die spezielleren 
Freistellungen für einzelne Nutzungen erfolgen (vgl. z.B. Nds. Muster-VO und 
Handreichung für die Muster-VO (NLWKN)); daher ist die Kritik und der Vor-
wurf der Aufnahme rechtsüberschreitender Formulierungen in die Verordnung 
gegenstandslos 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das Betreten und Befahren im Rah-
men der ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung durch die Freistellung 
gem. § 4 (6) NSG-VO gewährleistet ist (s.o.) 
 
=> die zeitliche Befristung für Unterhaltungsmaßnahmen gem. § 4 (6) a) 
NSG-VO „nur in der Zeit vom 01. Oktober bis 28./29. Februar des Folgejah-
res“ dient der Erreichung der Erhaltungsziele und entspricht der Arbeitshilfe 
des NLT, dem Leitfaden Maßnahmenplanung Fließgewässer (NLWKN) und 
dem Leitfaden Artenschutz und Gewässerunterhaltung (Nds. MU) mit Hinweis 
auf den Leitfaden Gewässerunterhaltung (NLWKN) 
=> unabhängig davon fällt die Beseitigung von nicht duldbaren Abflusshinder-
nissen unter die jederzeit durchführbaren Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
gem. § 4 (2) b) NSG-VO, wenn es sich um eine gegenwärtige erhebliche Ge-
fahr handelt, die ein sofortiges Handeln erfordert; in diesem Fall ist die zu-
ständige Naturschutzbehörde unverzüglich über die durchgeführten Maßnah-
men zu unterrichten 
=> der Leitfaden nennt als Mittel der Wahl für eine schutzzielkonforme Unter-
haltung die Aufstellung eines Unterhaltungsrahmenplans, worin die unberühr-
ten Gewässerabschnitte (sogenannte Refugialzonen) im Vorfeld auf der 
Grundlage der vorkommenden Arten und Lebensgemeinschaften und des 
Schutzziels im Einvernehmen mit der UNB festgelegt werden 
=> auch in Ermangelung eines solchen vom Unterhaltungspflichtigen aufzu-
stellenden Unterhaltungsrahmenplans gibt daher die Untere Naturschutzbe-
hörde den Rahmen vor, der mit den Schutzzielen vereinbar ist.  
=> dabei darf die Unterhaltung gem. § 4 (6) c) NSG-VO nur in alternierenden 
Abschnitten auf max. 50 m beidseitig oder auf max. 200 m einseitig erfolgen, 
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Diese pauschalen Formulierungen mit Distanzen setzen sich über vernünf-
tige örtliche Planung hinweg und sorgen für häufigeres herumfahren am Ge-
wässer, was gegen das Ziel der Verordnung ist. Ein Maßnahmenplan des 
Verordnungsträgers wäre angesichts der geringen Gefälle und schmalen Ge-
wässerprofile, der Größe und Empfindsamkeit der Einzugsgebiete sowie der 
Relevanz für den Erhalt des Wasserabflusses ein richtiger Weg. Die Kronen-
riede und weitere zulaufende Gewässer sind für die Ortschaft Sandkamp und 
die Wasserabführung des VW Werkes von Bedeutung, Schwarzer Graben für 
den Ortsteil Fallersleben. Um die Mülldeponie sind stark veränderte Verhält-
nisse zu vermeiden.  

7. Die Verbände unterstützen die Stadt bei der Erstellung von Maßnahmenplä-
nen sowie Pflege- und Entwicklungsplänen. Eine Abstimmung im Vorfeld mit 
Erfahrungsaustausch und Unterhaltungs- und Maßnahmenempfehlungen 
stellen die Verbände gerne zur Verfügung. Ein Unterhaltungsrahmenplan un-
ter Beachtung der durch Witterungs- und Wetterlagen bedingten Ausnahmen 
kann erst im Anschluss erstellt werden. Hierbei ist ebenso zu berücksichti-
gen, dass sehr kleine zulaufende Gräben praktisch nicht einseitig unterhalt-
bar sind. 

8. Nach § 4 (6) d) sind entnommene Tiere unverzüglich ins Gewässer zurückzu-
setzen. Dieses ist mit dem Hinweis „soweit deutlich sichtbar“ zu ergänzen. 
Ein vollständiges Zurückwerfen ist ein nicht durchführbarer, wenn auch wün-
schenswerter Anspruch. Wem ist es schon einmal geglückt, einen Schlamm-
peitzger zurückzuwerfen? Ein seltener Glücksfall.  
Auch ist nicht zu unterschätzen, dass die Wassertrübung und der frische 
Schlamm oft nicht sichtbar werden lassen, was etwas später erst zu sehen 
ist. Auch hier ist die Formulierung unpassend. Abstimmung hierzu mit dem 
NLWKN erfolgte. 

9. § 4 (6) f) regelt detaillierter als sonstige Verordnungen die Bibertätigkeiten. 
Herauszunehmen sind vom Biber gefällte Bäume im Gewässer. Gemäß § 61 
NWG werden sämtliche Bäume, soweit dies für den Wasserabfluss vertretbar 
ist, belassen. Entnommen werden sie, und seitlich am Gewässer dem Biber 
als Futter bereitgelegt, wenn dies aus wasserwirtschaftlichen Gründen erfor-
derlich ist. Hier liegt eine übertriebene Regelung vor, die fachlich und perso-
nell von der zuständigen Behörde nicht geleistet werden kann und zusätzlich 

zeitlich versetzt (z.B. im nächsten Jahr) kann die Räumung der anderen Ab-
schnitte erfolgen (vgl. Vollzugshinweis für den Schlammpeitzger (NLWKN), 
Arbeitshilfe NLT, Leitfaden Artenschutz und Gewässerunterhaltung (Nds. 
MU), Leitfaden Gewässerunterhaltung (NLWKN)) 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil keine pauschalierte Festlegung von 
Distanzen erfolgt, sondern die o.g. Längenangaben für die max. Längen der 
Abschnitte gelten (s.o.) 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
=> auch diese Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
 
 
 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
 
=> gem. § 4 (6) d) NSG-VO sind Aushub und Schnittgut unverzüglich auf vor-
kommende Tiere wie z.B. Schlammpeitzger, Bitterling und Großmuscheln zu 
kontrollieren und die Tiere sind unverzüglich zurückzusetzen; durch diese Re-
gelung sollen die Verluste von Einzeltieren minimiert und damit der Erhalt der 
Population gewährleistet werden, entsprechend dem europarechtlichen Ver-
schlechterungsverbot der Erhaltungsziele gem. Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
=> in diesem Fall muss zur Gewährleistung des Verschlechterungsverbotes 
(s.o.) eine weitere Kontrolle mit entsprechendem zeitlichen Abstand erfolgen 
 
=> gem. § 4 (6) f) NSG-VO ist ein Teilabtrag bzw. eine Beseitigung von Biber-
dämmen, -burgen - wintervorratsplätzen oder von vom Biber gefällten Bäu-
men nur im Einzelfall mit vorheriger Zustimmung der UNB freigestellt; diese 
Regelung dient der Gewährleistung der Erhaltungsziele für den Biber und des 
europarechtlichen Verschlechterungsverbotes gem. Art. 6 Abs. 2 FFH-RL 
=> da gem. nebenstehenden Ausführungen diese Maßnahmen offensichtlich 
auch nur im Einzelfall erfolgen, stellt die Einholung der vorherigen Zustim-
mung keinen erheblichen Mehraufwand dar 



 
NSG-Ausweisung „Düpenwiesen“ - Auswertung der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (TÖB-Beteiligung)    Teil 2                                                               Seite 4 von 38 

die Wahrnehmung der Fachaufgabe der Unterhaltungsverbände: „…. entwi-
ckeln der Gewässer unter Berücksichtigung der §§ 44, 45 BNatSchG“ sowie 
die Sicherstellung des schadensfreien Wasserabflusses unterläuft. Mitarbei-
ter des Verbandes sind ausgebildete Bibermanager und stimmen jede Maß-
nahme an den Dämmen ab, beobachten die Eingänge der Bauten und haben 
vertieftes Revierwissen. 
 

Gerne geben wir Unterstützung bei Maßnahmen und deren Umsetzungen. Die 
hier vorliegende NSG VO überschreitet ihre Zuständigkeit. Nicht begründbare 
Beschränkungen des Betretungsrechtes der Unterhaltungspflichtigen für die Er-
füllung ihrer Aufgabe haben keinen fachlichen Hintergrund.  
Sie ist fachlich fehlerhaft hinsichtlich der Fristsetzung der Unterhaltung und den 
Ansprüchen u.A. der Schlammpeitzger.  
Die Rückführung sämtlicher entnommener Individuen ist praktisch nicht mach-
bar. Durch die Tätigkeiten der Gewässerunterhaltung, die ausschlaggebend für 
die Entstehung, der Entwicklung und den Erhalt der LRT sind, ist der verantwor-
tungsvolle Handlungsrahmen und Vertrauen in die Fachkompetenz und gemein-
same Zielrichtung einzuräumen.  
Ich verweise zusätzlich in diesem Zusammenhang auf die nicht zulässige Ein-
schränkung des Handeln nach NWG und Schau- und Unterhaltungsordnung der 
Stadt Wolfsburg. Verbände sind Handlungspartner, die in der Zusammenführung 
von Wasserwirtschaftlichen Erfordernissen und Naturschutzrechtlichen Belange 
nur das Erforderliche machen. Durch praxisferne, widersprüchliche Überregulie-
rungen wie in dem vorliegenden Entwurf zur Verordnung werden örtliche Ent-
scheidungsräume unterbunden und ein Qualitätseinbruch für die Gewässer und 
Grünländer ist zu erwarten. 

=> unabhängig davon fallen nicht duldbare Abflusshindernisse unter die Maß-
nahmen zur Gefahrenabwehr gem. § 4 (2) b) NSG-VO, wenn es sich um eine 
gegenwärtige erhebliche Gefahr handelt, die ein sofortiges Handeln erfordert; 
in diesem Fall ist die zuständige Naturschutzbehörde unverzüglich über die 
durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten; ist keine Gefahr im Verzug, gel-
ten die Regelungen gem. § 4 (6) NSG-VO  
 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das Betreten und Befahren im Rah-
men der ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung durch die Freistellung 
gem. § 4 (6) NSG-VO gewährleistet ist (s.o.) 
 
=> die Regelungen entsprechen den aktuellen fachlichen Vorgaben (s.o.) zur 
Gewährleistung der Erhaltungsziele und des Verschlechterungsverbotes 
gem. Art. 6 Abs. 2 FFH-RL (s.o.) 
 
 
 
 
=> gem. § 4 (6) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung an-
gepasst an den Schutzzweck und die Erhaltungsziele freigestellt; die zeitli-
chen und fachlichen Vorgaben entsprechen den Vollzugshinweisen des 
NLWKN, der Arbeitshilfe des NLT, dem Leitfaden Maßnahmenplanung Fließ-
gewässer und dem Leitfaden Artenschutz und Gewässerunterhaltung mit Hin-
weis auf den Leitfaden Gewässerunterhaltung (s.o.) und dienen zur Gewähr-
leistung des europarechtlichen Verschlechterungsverbotes (s.o.) 

 

Avacon eon Netz GmbH vom 16.11.20: 
Das Anfragegebiet befindet sich in den Leitungsschutzbereichen unserer diver-
sen 110-kV-Hochspannungs-, Gashochdruck und Fernmeldeleitungen. Bei Ein-
haltung der im Anhang aufgeführten Hinweise haben wir gegen das im Betreff 
genannte Vorhaben keine weiteren Einwände oder Bedenken. 
Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 
Anhang Lfd.-Nr.: 20-005863/LR 0102060-AVA (bitte stets mit angeben): 
Hochspannung: 

 

 
 
 
=> s.u. Bearbeitungsvermerke zum Anhang 
 
=> Antwort an Einwender nach Ratsbeschluss 
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Die Sicherheitsabstände zu unseren 110-kV-Hochspannungsfreileitungen wer-
den durch die DIN EN 50341-1 (VDE 0210-1) und DIN VDE 02010-2-4 (VDE 
0210-2-4) geregelt. Arbeiten und geplante Bebauungen im Bereich unserer 110-
kV-Hochspannungsfreileitungen sind grundsätzlich im Detail mit uns abzustim-
men. Im Näherungsbereich unserer 110-kV-Hochspannungsfreileitungen sind 
die zulässigen Arbeits- und Bauhöhen begrenzt. Die Lage der 110-kV-Hoch-
spannungsfreileitungen entnehmen Sie bitte dem beigefügten Übersichtsplan 
der Sparte Hochspannung. Der Sicherheitsabstand zu den Leiterseilen muss je-
derzeit, auch bei Witterungseinflüssen wie Wind, eingehalten werden und darf 
keinesfalls unterschritten werden, da sonst Lebensgefahr besteht. Beim Betrieb 
von Hochspannungsanlagen entstehen elektrische und magnetische Felder. Die 
Grenzwerte unserer Hochspannungsanlagen werden nach der Bundesimmissi-
onsschutzverordnung (26. BImSchV, in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. August 2013) eingehalten. Sollte Ihr geplantes Vorhaben Einfluss auf die 
Einhaltung der gesetzlichen Grenzwerte haben, sind die dadurch entstehenden 
Kosten, z. B. durch betriebliche Anpassung bis hin zur Ertüchtigung unserer Lei-
tung, vom Verursacher zu tragen. Der Einwirkungsbereich zur Einhaltung der 
Grenzwerte von elektrischen Anlagen ist in der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder (26. 
BImSchVVwV, in der Fassung vom 26. Februar 2016) ergänzend zur 26. BIm-
SchV geregelt und umfasst bei Freileitungen mit einer Spannung ab 110 kV ei-
nen Radius von 200,0 m um die jeweiligen elektrischen Anlagen. Nach Ab-
schluss von Baumaßnahmen ist der Avacon Netz GmbH vom Antragsteller ein 
Nachweis zu erbringen, dass die Grenzwerte nach der 26. BImSchV und der 26. 
BImSchVVwV eingehalten werden. Bei einer Änderung der Flurstücke (Teilun-
gen, Zusammenlegungen o. Ä.) sind alle Rechte des alten Bestandes auf den 
neuen Bestand zu übernehmen. Dies trifft für alle Flurstücke zu, die sich im Lei-
tungsschutzbereich unserer 110-kV-Hochspannungsfreileitungen befinden. Für 
die betroffenen Grundstücke ist eine neue Dienstbarkeit nach aktuellem Stand 
abzuschließen. Abgrabungen an den Maststandorten dürfen nicht vorgenommen 
werden. Sollten innerhalb eines Sicherheitsabstandes von 10,0 m um einen 
Maststandort Abgrabungsarbeiten erforderlich werden, so sind diese mit uns im 
Detail abzustimmen. Die Maststandorte müssen für Unterhaltungsmaßnahmen 
zu jeder Zeit, auch mit schwerem Gerät wie z.B. Lastkraftwagen oder Kran, zu-
gänglich sein. Zur Oberfläche neu geplanter Straßen und Verkehrswege müssen 

 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
 
=> siehe farbiger Übersichtsplan in der Original-Stellungnahme 
 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
 
=> durch die NSG-Neuausweisung wird die Einhaltung von Grenzwerten 
nicht beeinflusst 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
=> durch die NSG-Neuausweisung werden keine Änderungen von Flurstü-
cken verursacht 
 
 
=> die NSG-Neuausweisung wirkt sich nicht auf die vorhandenen Dienstbar-
keiten aus 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Unterhaltung und Nutzung 
bestehender Anlagen (incl. des dafür notwendigen Befahrens, wenn nötig 
auch mit schwerem Gerät) freigestellt; die Instandsetzung bedarf einer vorhe-
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die Sicherheitsabstände, gemäß DIN EN 50341-2-4 (VDE 0210-2-4), im Freilei-
tungsbereich gewährleistet sein. Bäume mit einer großen Endwuchshöhe dürfen 
innerhalb der Leitungsschutzbereiche nicht angepflanzt werden, da andernfalls 
die Einhaltung der Sicherheitsabstände in kürzester Zeit nicht mehr gewährleis-
tet ist. Empfehlenswert sind standortgerechte Wildgehölze wie Büsche und 
Sträucher bis zur Kategorie Großsträucher, die mit geringer Wuchshöhe einen 
dauerhaft ausreichenden Abstand zu den Leiterseilen einhalten. 
Gashochdruck: Unsere Gashochdruckleitungen sind zum Teil in einem dinglich 
gesicherten Schutzstreifen, bzw. in einem Schutzstreifen in Anlehnung an das 
EnWG § 49, laut dem geltenden DVGW - Arbeitsblatt G 463 (A)/Kapitel 5.1.4 
verlegt. Die Schutzstreifenbreite für die Gashochdruckleitungen betragen 10,00 
m. Das heißt, je 5,00 m vom Rohrscheitel nach beiden Seiten gemessen. Inner-
halb dieser Schutzstreifen sind Maßnahmen jeglicher Art, die den Bestand oder 
den Betrieb der Gashochdruckleitungen beeinträchtigen oder gefährden könn-
ten, nicht gestattet. Es dürfen keine Abgrabungen oder Erdarbeiten vorgenom-
men und nichts aufgeschüttet oder abgestellt werden. Bei Errichtung von Grün-
anlagen ist ein Begehungsstreifen von 2,00 m links und rechts über dem Lei-
tungsscheitel frei von Sträuchern zu halten. Gashochdruckleitungen dürfen nicht 
überbaut werden. Die Versorgungssicherheit bzw. die Funktion der bestehenden 
Gashochdruckleitung inklusive ihrer Nebeneinrichtungen, wie z.B. Begleit- /Steu-
erkabel, hat höchste Bedeutung und ist damit in ihrem Bestand und Betrieb auch 
zukünftig konsequent und ohne Einschränkungen zu gewährleisten. Bei der spä-
teren Gestaltung des o.g. Planungsgebietes innerhalb des Leitungsschutzstrei-
fens weisen wir auf das Merkblatt DVGW GW 125 (Bäume, unterirdische Leitun-
gen und Kanäle) und Beiblatt GW125-B1 hin. Der Leitungsschutzstreifen ist 
grundsätzlich von Baumanpflanzungen freizuhalten. Tiefwurzelnde Bäume müs-
sen mindestens 6,00 m links und rechts von den. Gashochdruckleitungen ent-
fernt bleiben. Die Lage der Gashochdruckleitungen entnehmen Sie bitte den bei-
gefügten Übersichts- und Lageplänen der Sparte Gashochdruck. 
Fernmelde: Für unsere sich innerhalb des Planungsgebietes befindlichen Fern-
meldekabel benötigen wir einen Schutzbereich von 3,00 m, d. h. 1,50 m zu jeder 
Seite der Kabelachsen. Über und unter den Fernmeldekabeln benötigen wir ei-
nen Schutzbereich von je 1,00 m. Innerhalb dieser Leitungsschutzstreifen dürfen 
ohne vorherige Abstimmung mit uns über dem vorhandenen Geländeniveau 
nichts aufgeschüttet oder abgestellt werden. Es dürfen keine Abgrabungen oder 
Erdarbeiten vorgenommen und keine Pfähle und Pfosten eingebracht werden. 

rigen Anzeige, um die Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck und den Erhal-
tungszielen zu gewährleisten 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
 
 
 
=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Unterhaltung und Nutzung 
bestehender Anlagen (incl. des dafür notwendigen Befahrens, wenn nötig 
auch mit schwerem Gerät) freigestellt; die Instandsetzung bedarf einer vorhe-
rigen Anzeige, um die Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck und den Erhal-
tungszielen zu gewährleisten 
 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
=> siehe farbiger Übersichtsplan in der Original-Stellungnahme 
 
 
 
=> die Hinweise werden für die Managementplanung aufgenommen 
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Maßnahmen, die den Bestand oder den Betrieb der Fernmeldekabel beeinträch-
tigen oder gefährden könnten, sind innerhalb der Leitungsschutzstreifen nicht 
gestattet. Die Versorgungssicherheit bzw. die Funktion der bestehenden Fern-
meldekabel haben höchste Bedeutung und sind damit in ihrem Bestand und Be-
trieb auch zukünftig konsequent und ohne Einschränkungen zu gewährleisten. 
Ferner dürfen innerhalb der Leitungsschutzbereiche unserer Fernmeldekabel 
keine tiefwurzelnden Bäume und Sträucher angepflanzt werden. Die Lage der 
Fernmeldekabel entnehmen Sie bitte dem beigefügten Übersichtsplan der 
Sparte Fernmelde. 
3 farbige Anlagen: Übersichtspläne der Sparten Hochspannung, Gashochdruck 
und Fernmelde 

=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Unterhaltung und Nutzung 
bestehender Anlagen (incl. des dafür notwendigen Befahrens, wenn nötig 
auch mit schwerem Gerät) freigestellt; die Instandsetzung bedarf einer vorhe-
rigen Anzeige, um die Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck und den Erhal-
tungszielen zu gewährleisten 
 
 
=> siehe farbiger Übersichtsplan in der Original-Stellungnahme 
 
=> siehe 3 farbige Übersichtspläne in der Original-Stellungnahme 

 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen (LWK), Bezirksstelle Braun-
schweig vom 18.12.20: 
im Rahmen des Sicherungsverfahrens der Natura 2000-Gebiete werden wir an 
der Aufstellung der Naturschutzgebietsverordnung „Düpenwiesen“ im Gebiet der 
Stadt Wolfsburg beteiligt. Das Naturschutzgebiet (NSG) liegt im Bereich des 
Ortsteils Fallersleben und wird bisher rechtlich gesichert durch die NSG Verord-
nungen „Südliche Düpenwiesen“ sowie „Düpenwiesen“. Es liegt fast vollständig 
im FFH Gebiet und im Vogelschutzgebiet und hat eine Größe von 172 ha. Süd-
lich des NSG verläuft der Mittellandkanal und östlich die Bundesautobahn A 39. 
Das NSG wird durch die K 114 in zwei Teilbereiche zerschnitten. Die “Düpen-
wiesen“ umfassen ein weiträumiges Feuchtgebiet in einer weitläufigen Gelän-
demulde. Eine Besonderheit stellen die großen offenen Wasserflächen dar. Un-
serer Kenntnis nach stehen die Grünlandflächen des NSG weitestgehend im Ei-
gentum der Stadt Wolfsburg und werden von verschiedenen landwirtschaftlichen 
Betrieben bewirtschaftet. Landwirt Braunisch aus Isenbüttel betreibt einen Reit-
stall und ist einer der Hauptpächter. Seine Pachtverträge sind gekoppelt mit der 
Agrarumweltmaßnahme GL 4 und laufen vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2024. 
Grundsätzlich besteht ein Anspruch auf Erschwernisausgleich für Grünlandflä-
chen in Naturschutzgebieten. Dies gilt allerdings nicht für Flächen der öffentli-
chen Hand. Der Erschwernisausgleich und die Agrarumweltmaßnahme GL 4, 
die nur innerhalb hoheitlich geschützter Gebiete angeboten wird, werden vonei-
nander abhängig gewährt. Das heißt je höher die Fördersätze beim Erschwer-
nisausgleich sind, die in diesem Fall nicht gezahlt werden, desto geringer die 
Fördersätze der GL 4 – bei gleichen Auflagen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
=> ca. 86 % der Gesamtfläche des NSG befinden sich im Eigentum der Stadt 
Wolfsburg, z.T. wurden die Flächen mit Fördermitteln des Landes Nds. und 
der EU erworben und entwickelt, z.T. als Kompensationsmaßnahmen 
=> die städtischen Grünlandflächen im NSG sind an örtliche Landwirte ver-
pachtet, mit der Auflage, die Agrarumweltmaßnahme (AUM) GL 4 abzuschlie-
ßen; auch für die meisten privaten Flächen wurden AUM-Vereinbarungen ab-
geschlossen 
=> gem. § 4 (10) NSG-VO wurden detaillierte flächenscharfe Regelungen für 
die Landwirtschaft in Abwägung mit dem Schutzzweck und den Erhaltungs-
zielen getroffen; nur für die Flächen mit dem LRT 6410 wurden gem. § 4 (10) 
Nr. 6 NSG-VO strengere Regelungen festgelegt, entsprechend den fachli-
chen Vorgaben für diesen LRT (vgl. z.B. Arbeitshilfe NLT, Vollzugshinweise 
NLWKN) 
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Nach unserer Einschätzung würde auf Grund der hohen Bewirtschaftungsaufla-
gen des aktuellen Verordnungsentwurfes ein vergleichsweise geringer GL 4 - 
Förderbetrag verbleiben. Dies könnte von der Bewilligungsstelle rechnerisch er-
mittelt werden. Der zu befürchtende Verlust der Förderung macht die Flächen-
pacht für die Bewirtschafter unrentabel und birgt die Gefahr, dass die Flächen 
aus Wirtschaftlichkeitsgründen zukünftig nicht mehr in bisheriger Art genutzt wir-
den können. Durch die aktuell vorliegende Schutzgebietsverordnung entstehen 
finanzielle Einbußen, die im Interesse einer fortgesetzten Bewirtschaftung und 
Pflege nicht zu Lasten der landwirtschaftlichen Betriebe gehen dürfen. Hingewie-
sen sei darauf, dass der Betrieb Braunisch mit ca. 40 bis 50 Reitpferden die Flä-
chen für die Futtergewinnung benötigt und in Folge der allgemeinen Flächen-
knappheit auf keine Alternativflächen ausweichen kann. 
Durch die Auflagen zur Grünlandnutzung und damit verbundenen Beschränkun-
gen zur Düngung, zur Kalkung, zum Pflanzenschutz, zum Mahdtermin und zur 
Grünlandpflege wird die Futterqualität und der Ertrag erheblich gemindert. Die 
seit Jahren praktizierte Aushagerung der Flächen durch die Inanspruchnahme 
der AUM GL 4 bewirkt eine Veränderung der Pflanzengesellschaften. 
Für die Landwirtschaft ist untragbar, wenn die Nutzbarkeit des Grünlandes durch 
die verschärfte NSG Verordnung weiter eingeschränkt wird und zugleich mit ei-
ner Reduktion des finanziellen Ausgleichs über die AUM GL 4 zu rechnen ist. 
Wir erheben zum Verordnungsentwurf erhebliche Bedenken, sofern diese Prob-
lematik bestehen bleiben sollte und bitten um Berücksichtigung der vorgetrage-
nen Konfliktsituation und Nachbesserung des Verordnungsentwurfes.  
 
Zu den einzelnen Festsetzungen nehmen wir wie folgt Stellung: 
§ 4 Freistellungen  
Abs. (2) a – g Freigestellt ist das Betreten und Befahren des Gebietes …“   
Sofern nennenswerte Eingriffe im Schutzgebiet vorgenommen werden, halten 
wir es für geboten, die Grundeigentümer bzw. Bewirtschafter der Flächen dar-
über vorab zu informieren und Benehmen mit Ihnen herzustellen. Transparenz 
kann möglichen Bewirtschaftungskonflikten und unnötigen Irritationen vorbeugen 
und die Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Naturschutz stärken und 
positiv beeinflussen.  
Abs. (5) „Freigestellt ist der schonende, auf den Erhalt ausgerichtete Rück-
schnitt des Gehölzaufwuchses…das Schnittgut kann mit vorheriger Zustimmung 
der zuständigen Naturschutzbehörde vor Ort verbleiben…“  

=> bei dieser Festlegung wurde auch berücksichtigt, dass sich ein großer Teil 
der Flächen im Besitz der öffentlichen Hand befindet; die einzelnen Regelun-
gen gem. § 4 (10) Nr. 5 NSG-VO ermöglichen den Pächtern (wie auch in den 
Pachtverträgen vorgegeben) weiterhin zusätzliche Vereinbarungen im Rah-
men der AUM abzuschließen und damit einen entsprechenden Förderbetrag 
zu erhalten, z.B. für folgende Zusatzvereinbarungen: 
- „keine Bodenbearbeitung ab 1. März“ (statt 15. März gem. § 4 (10) Nr. 5 c) 
NSG-VO) oder  
- „keine Mahd vor dem 16. oder 21. oder 30. Juni (statt 1. Juni gem. § 4 (10) 
Nr. 5 c) NSG-VO) 
- „keine Düngung“ oder „keine organische Düngung“ (statt eingeschränkte 
Düngung gem. § 4 (10) Nr. 5 g) NSG-VO) 
außerdem wurde die Pacht für die öffentlichen Flächen bewusst so weit wie 
möglich reduziert, um auch in Zukunft eine rentable Grünlandnutzung zu er-
möglichen 
=> die Futtergewinnung sowie Beweidung ist weiterhin möglich; der überwie-
gende Teil der Flächen wird im Rahmen des Vertragsnaturschutzes (AUM GL 
4) bereits seit Jahren extensiv genutzt; offensichtlich gab es bisher keine 
Probleme mit der Qualität des Grünlandaufwuchses 
=> mögliche Wertverluste werden für die öffentlichen Flächen über die ge-
ringe Pacht und die AUM-Verträge (s.o.), für die privaten Flächen über den 
Erschwernisausgleich ausgeglichen; auf den privaten Flächen entscheiden 
die Bewirtschafter, ob sie zusätzliche Vereinbarungen (AUM) abschließen    
oder nicht 
 
 
 
=> ein entsprechender Hinweis wird für die Managementplanung aufgenom-
men 
=> eine Mitarbeit im Rahmen des Gebietsmanagement wird grundsätzlich be-
grüßt 
 
 
=> um den Schutzzweck und die Erhaltungsziele zu gewährleisten, ist gem. § 
4 (5) NSG-VO eine vorherige Zustimmung für die Ablagerung von Schnittgut 
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Abs. (10) Nr. 2 „die Unterhaltung bestehender Entwässerungsmaßnah-
men…eine Instandsetzung nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Na-
turschutzbehörde…“ 
Die vorherige Einholung einer Zustimmung zu herkömmlichen Arbeiten im Plan-
gebiet bedeutet einen Mehraufwand für die Flächenbewirtschafter, der aus unse-
rer Sicht nicht nachvollziehbar ist. Wir bitten darum von den bürokratischen 
Handlungseinschränkungen Abstand zu nehmen und die Reglementierungen für 
die Landwirtschaft auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken. 
Abs. (6) „Freigestellt ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung…“ 
Die im Verordnungstext formulierten Reglementierungen zur Gewässerunterhal-
tung sind mit dem zuständigen Unterhaltungsbeauftragten inhaltlich abzustim-
men. Zu gewährleisten ist, dass der Erhalt des Gewässerabflusses, gesichert 
durch die Unterhaltungsmaßnahmen, auch zukünftig im bisherigem Umfang er-
folgen kann, um zusätzliche Vernässungen der angrenzenden landwirtschaftli-
chen Nutzflächen zu vermeiden. 
Abs. (10) Nr. 5 „die Nutzung der…Grünlandflächen …mit folgenden Einschrän-
kungen…“ 
Aus landwirtschaftlicher Sicht hat die Sicherung der Grünlandnutzung unter Be-
rücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse höchste Priorität. Grundsätzlich 
sollte im Rahmen der Kreislaufwirtschaft die Grünlandflächen der Futtergewin-
nung und Aufnahme von Wirtschaftsdüngern dienen. Das seit Jahren praktizier-
ten Flächenmanagement unter den Vorgaben der wirksamen NSG Verordnun-
gen in Kombination mit der AUM GL4 bewirkt eine Aushagerung der Flächen 
(s.o.). Das Grünland verliert hierdurch zunehmend an Ertrag, Schmackhaftigkeit 
und Qualität und kann ggf. nicht mehr verfüttert bzw. vermarktet werden. 
 
 
 
Abs. (10) Nr. 5 a „zulässig sind Über- oder Nachsaaten…mit vorheriger Anzeige 
bei der zuständigen Naturschutzbehörde,“ 
Im Geltungsbereich herrscht ein hoher Wilddruck verbunden mit einem erhöhten 
Maß an Wildschäden. Das heißt konkret, dass das Schwarzwild die Grünland-
narbe einiger Feuchtwiesen in regelmäßigen Abständen zerstört, so dass eine 
Nachsaat auf den verschiedenen Flächen immer wieder erforderlich wird. Eine 
vorherige Anzeige würde diesen Arbeitsgang bzw. die Grünlanderhaltung unnö-

erforderlich; die Zustimmung kann über eine Festlegung von möglichen La-
gerplätzen im Rahmen der Managementplanung erfolgen, sodass kein Mehr-
aufwand für Einzelfälle entsteht 
=> gem. § 4 (10) Nr. 2 NSG-VO ist die Unterhaltung bestehender Entwässe-
rungseinrichtungen für die Landwirtschaft freigestellt; nur die Instandsetzung 
erfordert eine vorherige Zustimmung, um den Schutzzweck und die Erhal-
tungsziele (hier: natürlich hohe Grundwasserstände) zu gewährleisten 
 
=> die Regelungen gem. § 4 (6) NSG-VO zur Gewässerunterhaltung entspre-
chen den fachlichen Vorgaben (vgl. z.B. NLWKN: Muster-Verordnung, Hand-
reichung zur Muster-VO, Handhabung und Vollzugshinweise zu den einzel-
nen Arten; Arbeitshilfe des NLT); im Detail siehe Bearbeitungsvermerk zur 
Stellungnahme des AOV vom 10.11.20 (s.o.) 
 
 
=> die Futtergewinnung sowie die Düngung (mit Ausnahme von Gülle, Jau-
che, Geflügelmist, Gärresten oder Klärschlamm) ist großflächig weiterhin 
möglich; die Aufbringung von betriebseigenem Wirtschaftsdünger in Form 
von Rinder-, Schweine- oder Pferde-Festmist ist folglich freigestellt; auch der 
Einsatz von Kunstdünger wurde nicht geregelt; außerdem wird der überwie-
gende Teil der Flächen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes (AUM GL 4) 
bereits seit Jahren extensiv genutzt; offensichtlich gab es bisher keine Prob-
leme mit der Qualität des Grünlandaufwuchses bzw. der Düngung 
=> mögliche Wertverluste werden für die öffentlichen Flächen über die ge-
ringe Pacht und die AUM-Verträge, für die privaten Flächen über den Er-
schwernisausgleich ausgeglichen (s.o.); auf den privaten Flächen entschei-
den die Bewirtschafter, ob sie zusätzliche Vereinbarungen (AUM) abschlie-
ßen oder nicht (s.o.) 
=> die Regelung gem. § 4 (10) Nr. 5 a) NSG-VO entspricht dem gesetzlichen 
Verbot des Grünlandumbruchs auf Moorstandorten gem. § 5 Abs. 2 Nr. 5 
BNatSchG; Grünlandumbruch im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG ist 
die Ausschaltung der etablierten Grasnarbe durch wendende Bodenbearbei-
tung auch dann, wenn anschließend eine Neuansaat von Gras erfolgt (vgl. 
z.B. VG Stade, Urteil vom 8.10.13); sollte aufgrund von Wildschäden eine 
Nachsaat erforderlich sein, so ist diese nur unter bestimmten Bedingungen 
freigestellt; die vorherige Zustimmung dient dazu, die Vereinbarkeit mit dem 
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tig bürokratisch erschweren, sodass wir darum bitten von der Anzeigepflicht Ab-
stand zu nehmen. 
Abs. (10) Nr. 5 b „ohne Veränderung des Bodenreliefs (z.B. Aufsandungen, Ein-
ebnen…)“ 
Die Wiesenpflege ist eine pflanzenbauliche Maßnahme, die zur Verbesserung 
der Grünlandflächen eingesetzt wird. Sie umfasst Walzen, Abschleppen, Eggen/ 
Striegeln und die Nachmahd. Nach der Weidenutzung und bei Wildschäden ist 
das Abschleppen der Flächen zur Einebnung der Maulwurfshügel und der Gras-
narbe erforderlich.  
Abs. (10) Nr. 6 c „ohne Bodenbearbeitung bis zur ersten Mahd, erste Mahd ab 
dem 15. August,“ 
Die Fläche mit dem Lebensraum Pfeifengraswiesen wird von Betrieb Braunisch 
bewirtschaftet. Sie wird umschlossen von Grünlandflächen, die auf Grund der 
agrarförderrechtlichen Vorgaben (Agrarumweltmaßnahme GL 4) am 1.Juli ge-
mäht werden dürfen. Resultierend aus dieser Problematik ist eine zeitlich ver-
setzte Mahd der Flächen unpraktikabel, weil zum einen Grünland zerfahren wer-
den würde bedingt durch die doppelten An- und Abfahrtswege, zum anderen las-
sen sich die Pfeifengraswiesen vor Ort schwer lokalisieren und darüber hinaus 
entstehen erhöhte Kosten. 
Der Fachbereich Fischerei der Landwirtschaftskammer Niedersachsen kommt 
zu dem Ergebnis, dass fischereiliche Belange nicht berührt werden. 
Unser Forstamt Südostheide stellt keine forstfachliche Betroffenheit fest. 
Abschließend halten wir fest, dass zum Planentwurf landwirtschaftlich begrün-
dete Bedenken bestehen, die wir bitten umfänglich zu berücksichtigen und im 
weiteren Verfahren auszuräumen.  

Schutzzweck und den Erhaltungszielen zu gewährleisten 
 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 b) NSG-VO ist das Einebnen von Fahrspuren und 
Wildschäden freigestellt; Aufsandungen verändern die natürliche Bodenbe-
schaffenheit des Gebietes und sind daher nicht mit dem Schutzzweck und 
den Erhaltungszielen vereinbar 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 c) NSG-VO ist weithin die maschinelle Bodenbearbei-
tung (z.B. Walzen, Schleppen, Striegeln) in der Zeit vom 1.6. bis 14.3. freige-
stellt 
 
=> die Regelungen gem. § 4 (10) Nr. 6 NSG-VO gelten nur für Flächen mit 
dem LRT 6410; dieser LRT steht unter dem besonderen Schutz der FFH-RL 
und muss zumindest im bisherigen Zustand erhalten bzw. möglichst zu Erhal-
tungszustand B entwickelt werden (vgl. aktuelles Mahnverfahren der EU-
Kommission zur Umsetzung des Verschlechterungsverbotes) 
=> die eindeutige Lokalisierung bzw. Abgrenzung ergibt sich aus der maß-
geblichen Karte (Anlage 2: Detailkarte Blatt 1 / 2) zur NSG-VO 
=> mögliche Mehrkosten für die Bewirtschaftung werden für die privaten Flä-
chen mit dem LRT 6410 über den Erschwernisausgleich ausgeglichen 
 
 
 
=> letztendlich kann die UNB im begründeten Einzelfall gem. § 4 (11) NSG-
VO abweichenden Regelungen gem. Nr. 5 und 6 zustimmen, wenn keine na-
turschutzfachlichen Belange entgegenstehen und unter besonderer Berück-
sichtigung des Schutzzwecks und der Erhaltungsziele,- damit ist eine ge-
wisse Flexibilität bei der Grünlandnutzung unter Wahrung der europarechtli-
chen Schutzanforderungen gewährleistet 

 

LSW vom 18.12.20: 
wir haben die Verordnung über die Festsetzung des NSG Düpenwiesen aus 
Sicht unserer Gesellschaft geprüft. Im nachfolgenden die Stellungnahmen unse-
rer Fachabteilungen. 
Trinkwasser: Wie dem Plan zu entnehmen ist, verläuft an der östlichen Grenze 
innerhalb des festgesetzten Naturschutzgebietes parallel zu der Bundesautob-

 

 
 
 
 
=> der nebenstehend genannte Plan wurde nicht übersandt 
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ahn A39 eine Trinkwassertransportleitung (DN 600) vom Wasserwerk Westerb-
eck in Richtung Wolfsburg/Fallersleben. Im Zuge der Neugestaltung des Knoten-
punktes der A 39 musste 2012 die Trinkwassertransportleitung in dem Bereich 
weitläufig umgelegt werden. Auf Höhe der Stellfelder Straße knickt die Leitung 
ab und verläuft weiter Richtung Osten. Des Weiteren verläuft von diesem Be-
reich aus eine Trinkwassertransportleitung DN 300 in grenznähe entlang der 
Tappenbecker Landstraße in Richtung Fallersleben, die im späteren Verlauf auf 
DN 250 reduziert wird. Den genauen Trassenverlauf können Sie den beiliegen-
den Plänen entnehmen. Über diese Leitungen wird ein wesentlicher Teil der 
Trinkwasserversorgung der Stadt Wolfsburg sichergestellt. Die von der LSW 
Netz GmbH betriebenen Trinkwasserleitungen befindet sich im Eigentum der 
Stadtwerke Wolfsburg AG. Aufgrund der Wichtigkeit der Leitungen müssen die-
se jederzeit für Wartungs- und Reparaturfälle zugänglich sein. Im Schadensfall 
muss aufgrund der Dimension und der damit verbundenen Schadenscharakte-
ristik sowie zum Schutz der Umwelt als auch zur Sicherstellung der Trinkwasser-
versorgung der Stadt Wolfsburg sofort gehandelt werden. Lange Genehmi-
gungswege können in diesem Fall nicht eingehalten werden.  
Dies gilt auch für die Leitungsteile die in grenznähe außerhalb des Plangebiets 
verlaufen bei denen im Schadensfall Auswirkungen auf Umwelt und Natur im 
Plangebiet entstehen könnten. Bei planmäßigen Instandhaltungsmaßnahmen 
wird die untere Naturschutzbehörde mit einbezogen. Für die Trinkwasserleitung 
DN 600 ist beidseitig ein Schutzstreifen von 4 Meter, und für die Trinkwasserlei-
tung DN 250/300 beidseitig ein Schutzstreifen von 3 Meter zu berücksichtigen. 
Dieser Bereich wird bei Reparatur- und Erneuerungsmaßnahmen für Arbeits- 
und Lagerraum benötigt, und wird im Bedarfsfall von Büschen/ Bewuchs befreit. 
Sofern die Leitung in diesem Bereich komplett erneuert werden muss, kann dies 
aufgrund der Wichtigkeit der Leitung für die Versorgungslage der Stadt Wolfs-
burg nur in einer Paralleltrasse und somit mit temporärem größeren Platzbedarf 
erfolgen. Bei Tiefbauarbeiten im Leitungsbereich ist im Vorfeld der Arbeiten un-
ser Netzbetrieb (Herr Schneider, Tel.: +49 53 62 -124267) zu informieren. 
Fernwärme: Innerhalb des Geltungsbereiches ist keine Fernwärmeversorgung 
vorhanden  
Strom: Im Geltungsbereich der Verordnung zur Festsetzung des NSG Düpen-
wiesen befinden sich zwei 110/20-kV-Vierfachleitungen unserer Gesellschaft die 
mit einen grundbuchlich gesicherten Schutzstreifen hinterlegt sind. Im Bereich 

 
 
 
 
 
 
=> die nebenstehend genannten Pläne wurden nachträglich übersandt 
 
=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Unterhaltung und Nutzung 
bestehender Anlagen (incl. des dafür notwendigen Betretens und Befahrens) 
freigestellt 
=> gem. § 4 (2) d) NSG-VO ist die die Wahrnehmung von Maßnahmen der 
Gefahrenabwehr oder Verkehrssicherungspflicht freigestellt, wenn es sich 
sich um eine gegenwärtige erhebliche Gefahr handelt, die ein sofortiges Han-
deln erfordert; in diesem Fall ist die zuständige Naturschutzbehörde unver-
züglich über die durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten 
=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Unterhaltung und Nutzung 
bestehender Anlagen (incl. des dafür notwendigen Betretens und Befahrens, 
wenn nötig auch mit schwerem Gerät) freigestellt; eine Instandsetzung  nur 
nach Anzeige bei der zuständigen Naturschutzbehörde vier Wochen vor Be-
ginn der Maßnahme, um die Berücksichtigung des Schutzzwecks und der Er-
haltungsziele zu gewährleisten 
 
=> der Neubau von Leitungen bedarf einer FFH-Verträglichkeitsprüfung im 
Genehmigungsverfahren; erst nach Abarbeitung der naturschutzfachlichen 
Belange (ggf. incl. Kompensationsmaßnahmen) kann eine Befreiung gem. § 
5 NSG-VO erteilt werden 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
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des Schutzstreifen gelten die Bau und Bewuchs Einschränkungen nach Vor-
schriften Deutscher Elektriker Schutzabstände nach DIN EN 50341-1, die Dau-
erhaft einzuhalten sind, Des Weiteren müssen unsere Versorgungsleitungen zur 
Ausführung von Wartungs- und Reparaturarbeiten insbesondere zur Beseitigung 
von Störungen (erforderlichenfalls mit schwerer Technik) dauerhaft zugänglich 
sein. Bei Berücksichtigung der vorgenannten Hinweise bestehen keine Beden-
ken gegen die Verordnung zur Festsetzung des NSG Düpenwiesen. 

=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Unterhaltung und Nutzung 
bestehender Anlagen (incl. des dafür notwendigen Betretens und Befahrens, 
wenn nötig auch mit schwerem Gerät) freigestellt 

 

NABU Ortsgruppe Wolfsburg vom 22.11.20: 
in unserem Buch über die Wolfsburger Vogelwelt haben wir den Düpenwiesen 
einen großen Teil gewidmet. Dieses Gebiet ist eines der wichtigsten Natur-
schutzgebiete in Niedersachsen mit sehr großer Bedeutung über die Grenzen 
Niedersachsens hinaus. Kurz gesagt, die Düpen sind eines der EU Natura 2000 
Gebiete in Europa für die Wolfsburg die Verantwortung trägt. Gerade in diesem 
„Hot Spot der Biodiversität“ wird es besonders für die Vogelwelt immer schwieri-
ger zu überleben !! Die Erhaltungsziele für die Düpenwiesen und damit für 
die seltene Tierwelt werden seit Jahren nicht erreicht ! Auch ohne ornitholo-
gische Kenntnisse kann jeder Bürger den Niedergang dieses einst so wichtigen 
Feuchtgebietes mit verfolgen. Einer der wichtigsten Brutvögel, die Rohrweihe, 
von der einst 10 Brutpaare in den Düpen lebten, ist seit Jahren als Brutvogel 
komplett verschwunden. Es gibt nur noch einzelne Tiere die versuchen zu brü-
ten, allerdings immer ohne Erfolg. Die seit Jahren vom NABU geforderten drin-
genden Maßnahmen müssen schnellstmöglich vom Land Niedersachsen und 
der Stadt Wolfsburg umgesetzt werden. 
 

Wasserrückhaltung: In den 1990er Jahren war der hohe Wasserstand der Ga-
rant für sichere Brutplätze der verschiedenen Vogelarten. Feinde der Jungvögel 
sind nicht an die Nester herangekommen und der Bruterfolg war, trotz horrender 
Verkehrsopfer auf der Tangente, so hoch, um die Zahlen stabil zu halten. In den 
letzten Jahren wird zu viel Wasser, zu schnell abgeführt und so diesem Gebiet 
entzogen ! Die Folgen sind dramatisch. Die Folgen des Klimawandels werden, 
falls nicht endlich gehandelt wird, dem Gebiet weiter massiv zusetzen. Der 
NABU fordert, Maßnahmen der Wasserrückhaltung umzusetzen und damit den 
Grundwasserstand massiv zu erhöhen. Das rettet nicht nur diese Artenfülle, son-
dern füllt auch die sinkenden Grundwasserstände für Wolfsburg wieder auf. Der 
Grundwasserstand kann ohne Probleme erhöht werden, wie wir in den vorigen 
Jahrzehnten gesehen haben. 

 

 
 
=> die Düpenwiesen sind Teil des europäischen FFH-Gebietes Nr. 90 „Aller 
(mit Barnbruch), untere Leine, untere Oker“ und des europäischen Vogel-
schutzgebietes V 47 „Barnbruch“ sowie eines Feuchtgebietes internationaler 
Bedeutung gem. Ramsar-Konvention (1971) 
=> die nebenstehend angesprochenen stark sinkenden Brutvogelbestände 
wurden vom NABU über Jahre kartiert und dokumentiert (vgl. z.B. Die Vögel 
des Wolfsburger Raumes (FLADE & JEBRAM 1995), Die Wiesenvögel des 
Wolfsburger Raumes (JEBRAM 1993), Vogeltod an der K114 („Nordtan-
gente“) im Bereich der Düpenwiesen - Opferstatistik 1979/1989 (HEINZE 
1989)) 
=> tatsächlich konnte der Rückgang an Brutpaare (z.B. bei der Rohrweihe) 
bisher nicht gestoppt werden  
 
 
 
 

=> das Problem der sinkenden Wasserstände ist bekannt (siehe auch Stel-
lungnahme AOV und UHV Oberaller von 10.11.20) 
 
=> in der NSG-VO werden nur die allgemeinen Schutzvorgaben und Erhal-
tungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
der Managementplanung 
 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
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§3 Verbote: Solange kein hoher Wasserstand im Gebiet erreicht ist, um die Auf-
zucht der Jungvögel zu sichern, darf kein Wasser durch die Düpen abgeleitet o-
der an dem Gebiet vorbei geführt werden. 
 
Jagd:  Der zu niedrige Wasserstand hat es u.a. ermöglicht, dass sich Wild-
schweine massiv vermehrt haben. Das hat zur Folge, dass neben der Rohrwei-
he alle weiteren Brutvogelarten große Probleme haben, überhaupt noch Jung-
tiere erfolgreich aufzuziehen. Die bisherige Ausübung der Jagd hat es nicht ge-
schafft, die Wildschweine wieder aus diesem Gebiet zu vertreiben. Aus der Luft, 
ist der ganze Schaden zu sehen. Das gesamte Gebiet ist durchzogen von Wild-
schweinwechseln die jeden Winkel erreichen. Die Jagd ist dringend neu zu orga-
nisieren, um die Wildschweine aus dem Bereich zu entfernen.  
Eine Erhöhung des Wasserspiegels wird hier sehr hilfreich sein.  
Der NABU fordert die Stadt Wolfsburg auf, eine städt. Eigenjagd zu organisieren 
! Das Ziel dieser Eigenjagd ist, die wertvollen Brutbereiche möglichst frei von 
Wildschweinen, Waschbären, Füchsen und Marderhunden zu halten. 
§3 Verbote: In dem Bereich des NSG muss eine Anfütterung (Kirrung) von Wild-
tieren verboten werden. Ebenso sind Wildäcker zu untersagen. Die Anfütterung 
ist ein Hauptgrund, warum Wildschweine dauerhaft in dem Gebiet vorhanden 
sind.  
 
 
 
 
 
Da die Düpenwiesen speziell für Vogelarten im gesamten Jahreszyklus ein sehr 
wichtiger Rückzugsort sind, muss die Zahl der jagdbaren Arten auf die vier   
oben genannten (Wildschwein, Marderhund , Fuchs u. Waschbär) beschränkt 
werden ! Die Jagd auf Vogelarten ist sehr kontraproduktiv und muss eingestellt 
werden. In diesem Vogelschutzgebiet muss die Eigenjagd mithelfen, die Be-
standszahlen der Vogelarten zu stabilisieren.  
Die Jagd muss von März – Mitte November verboten werden, da die Störungen 
zu groß sind.  
 
 
 

=> gem. § 3 (2) Nr. 14 NSG-VO ist es verboten, Wasser aus oberirdischen 
Gewässern oder Grundwasser zu entnehmen bzw. abzulassen oder andere 
Maßnahmen vorzunehmen, die zu einer Entwässerung des NSG oder von 
Teilflächen führen können 
=> die angesprochene Wildschwein-Problematik ist richtig dargestellt und be-
kannt; daher wurden die Pflegemaßnahmen mit den Jagdpächtern so abge-
stimmt, dass möglichst optimale Bedingungen für den Abschuss geschaffen 
wurden: zum einen wurden die gemähten Schilfbereiche und die Lage der 
Hochsitze so kombiniert, dass die offenen gemähten Bereiche als Schussfeld 
genutzt werden können, zum anderen wurden die Beweidungsbereiche und   
-zeiten mit der Jagdausübung koordiniert; leider haben diese Maßnahmen 
nicht zu einem Rückgang des Wildschwein-Prädatoren-Druckes geführt 
 
=> die Ausweisung von Eigenjagdbezirken liegt in der Zuständigkeit der 
Jagdbehörden, die Ausweisung einer städtischen Eigenjagd wird - unabhän-
gig von der NSG-Ausweisung - von der unteren Jagdbehörde geprüft 
=> gem. Nr. 1.5 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 zur „Jagd in Schutzgebieten“  
ist zu prüfen, ob der Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u.a. zu Kirrun-
gen, Wildäckern und zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert  
=> entsprechend den Vorgaben der Nds. Muster-VO bedarf gem. § 4 (9) Nr. 
1 NSG-VO die Neuanlage jagdlicher Einrichtungen der vorherigen Zustim-
mung der UNB; hiermit ist sichergestellt, dass eine eventuelle Neuanlage nur 
außerhalb von wertvollen oder störempfindlichen Bereiche stattfindet; ein Hin-
weis zur Überprüfung der vorhandenen Jagdeinrichtungen wird für die Ma-
nagementplanung aufgenommen 
=> gem. § 4 (9) Nr. 6 NSG-VO dürfen die in § 2 Schutzzweck aufgeführten 
Arten nicht bejagt werden; die Einschränkung der Jagd auf die nebenstehend 
aufgeführten 4 Arten ist naturschutzrechtlich nicht möglich; eine entsprechen-
de Regelung wird im Falle der Ausweisung einer städtischen Eigenjagd in Zu-
sammenarbeit mit der Jagdbehörde geprüft; außerdem wird der Hinweis für 
die Managementplanung aufgenommen 
=> gem. § 4 (9) Nr. wird die Jagd wie folgt zeitlich und örtlich eingeschränkt:  
4. nur außerhalb eines Umkreises von 300 m um Horststandorte und Brut-
plätze besonders störungsempfindlicher Großvogelarten (z. B. Rohrweihe, 
Kranich) in der Zeit vom 15. Februar bis 15. August eines jeden Jahres, 
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§4 Freistellungen: Die Jagd ist von Mitte November bis Ende Februar zu erlau-
ben. Die restliche Zeit ist wegen der Brut und Zugzeiten keine Jagd möglich.  
 
 
 
Eine Jagd von Wildschweinen in großen Fallen (eingezäunte Bereiche) ist zu er-
lauben. Ebenso ist die Fallenjagd (Lebendfallen), für Marderhund und Waschbär 
zu genehmigen. 
 

Einzäunung: Die NABU Forderung, den Bereich zum Schutz vor den Schwei-
nen einzuzäunen wurde leider immer noch nicht realisiert. In anderen Gemein-
den konnten durch Einzäunung die Gelege vor den Fressfeinden erfolgreich ge-
schützt werden. Eingezäunte Bereiche werden schnell von Vogelarten, als si-
chere Brutplätze, erkannt und erfolgreich genutzt. 
 

Zaun an der Tangente: Der NABU fordert seit Jahrzehnten eine begrünte 
Mauer/Zaun, um die Tierwelt effektiv vor dem Straßentod auf der Tangente zu 
schützen. Die Tangente, mitten durch das Gebiet, ist für tausendfachen Tod ver-
schiedenster Bewohner der Düpen verantwortlich ! Eine „Grüne Wand“ ist eine 
effektive Maßnahme, die Tierwelt endlich zu schützen. Zwischen der A39 und 
den Düpen wurde erst kürzlich eine solche begrünte Wand zur Abschirmung auf-
gestellt. Es geht also doch !  Warum fehlt dann diese Wand an der wichtigsten 
Stelle immer noch ?? 
 

Schranke an der Tangente: Von der A39 kommend führt eine kleine Anlieger-
straße von der Tangente durch das Schilf. Dieser Weg ist für Landwirte und die 
Landesforsten bestimmt. Allerdings wird dieser Bereich, als wilde Müllkippe ge-
nutzt. Kurz vor der Mülldeponie entscheiden sich einige Bürger für die kostenlo-
se Müllbeseitigung im NSG ! Es wird auch viel Müll nicht einfach auf dem Weg 
deponiert, sondern in hohem Bogen ins Schilf befördert. Dort wird er von der 
WAS nicht entsorgt. Eine Schranke an der Tangente sollte kurzfristig Abhilfe 
schaffen. 
 

Der NABU fordert die Stadt Wolfsburg auf, den Düpenwiesen endlich die Auf-
merksamkeit zu geben, um dieses Gebiet dauerhaft zu erhalten. Der NABU wird 

5. nur außerhalb eines Umkreises von 300 m um Horststandorte des Seead-
lers in der Zeit vom 01. Dezember bis 15. August eines jeden Jahres, 
=> pauschale Einschränkungen der Jagd auf die Zeit von Mitte November bis 
Ende Februar sind naturschutzrechtlich nicht möglich; eine entsprechende 
Regelung wird im Falle der Ausweisung einer städtischen Eigenjagd in Zu-
sammenarbeit mit der Jagdbehörde geprüft; außerdem wird der Hinweis für 
die Managementplanung aufgenommen 
=> gem. § 4 (9) Nr. 3 ist der Einsatz von Lebendfallen unter bestimmten Vo-
raussetzungen freigestellt 
 

=> in der NSG-VO werden nur die allgemeinen Schutzvorgaben und Erhal-
tungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
der Managementplanung; der Hinweis zur Auszäunung von Schutzbereichen 
wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
 

=> in der NSG-VO werden nur die allgemeinen Schutzvorgaben und Erhal-
tungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
der Managementplanung; der Hinweis zur Abzäunung des NSG zur Tangente 
hin ist im Rahmen der Managementplanung zu prüfen 
 
 
 
 
 

=> das Problem der wiederholten Müllablagerung in diesem Bereich ist be-
kannt; von der UNB wurde bereits mehrfach die Entsorgung durch die WAS 
veranlasst; die Aufstellung einer Schranke ist bisher an den ungeklärten ver-
kehrsrechtlichen Zuständigkeiten zwischen der Stadt Wolfsburg, dem Land 
Nds. (Tangente) und dem Bund (A 39) gescheitert 
 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
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selbstverständlich mit seiner Wolfsburger Ortsgruppe wie auch mit dem Landes-
verband in Hannover die Stadt Wolfsburg bei den Maßnahmen unterstützen. Als 
Anlage legen wir Ihnen die NABU Broschüre über den Vogeltod auf der Tan-
gente bei. Um zu verdeutlichen welche Artenfülle in diesem Gebiet einmal vor-
handen war, legen wir Ihnen auch die Wolfsburger AVI-Fauna bei. Die früheren 
hohen Bestandszahlen der verschiedenen Vogelarten unterstreichen eindrucks-
voll, dass endlich gehandelt werden muss. 

=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
=> die Unterlagen wurden vom NABU unentgeltlich zur Verfügung gestellt 
und für die weitere Verwendung im Rahmen der Managementplanung in die 
Sammlung der UNB aufgenommen 

 

Landvolk Niedersachsen vom 17.12.20: 
unter Hochdruck haben daran gearbeitet, Rückmeldung aus der Fläche zu be-
kommen. In dem auszuweisenden NSG gibt es noch einige private Eigentümer 
von landwirtschaftlichen Flächen. Uns sind drei Mitglieder als dort wirtschaftende 
Betriebe bekannt, die dort auch Eigentum haben. In der Regel sind die Bewirt-
schafter Flächenpächter bei der Stadt Wolfsburg.  
Da die meisten Flächen bereits jetzt mit einer NSG-Verordnung überzogen sind, 
kann für die Flächen dort kein Erschwernisausgleich beantragt werden. Es sind 
so genannte GL-4-Maßnahmen aus der Agrarförderung möglich. Da die meisten 
Flächen im öffentlichen Eigentum (Stadt Wolfsburg) stehen, ist eben kein Er-
schwernisausgleich möglich.  
Eine Agrarförderung richtet sich immer danach, wie hoch der Schutzstatus durch 
die entsprechende Verordnung ausgestaltet ist. Je höher der Schutzstatus, 
desto weniger Agrarförderung kann beantragt und ausgezahlt werden. Nach 
diesseitiger Kenntnis sind die gegenwärtigen Pachtverträge der Hauptbewirt-
schafter für 5 Jahre abgeschlossen vom 01.01.2020 bis 31.12.2024. Gleichzeitig 
sind fünfjährige Agrarumweltmaßnahmen beantragt und bewilligt worden.  
Bei Verabschiedung der NSG-VO für diesen Bereich muss auf jeden Fall sicher-
gestellt werden, dass die Bewirtschafter für diesen Zeitraum die Leistungen aus 
den Agrarumweltmaßnahmen bekommen. Ansonsten ist die Wirtschaftlichkeit 
der Flächen, die von der öffentlichen Hand gepachtet sind, nicht mehr gegeben. 
Wenn dann eine Pachtung unwirtschaftlich wird, wäre die Stadt Wolfsburg in der 
Pflicht, ihre Flächen selbst offen zu halten.  
Dies würde einerseits erheblichen Arbeits- und Kostenaufwand für die Stadt be-
deuten, andererseits sind die Betriebe, die jetzt noch wirtschaften, auf die Futter-
grundlage aus dem Erntegut der bewirtschafteten Flächen angewiesen. Wenn 
also die Neufassung der NSG-VO strengere Schutzvorschriften vorsieht, würde 

 

 
=> ca. 86 % der Gesamtfläche des NSG befinden sich im Eigentum der Stadt 
Wolfsburg, z.T. wurden die Flächen mit Fördermitteln des Landes Nds. und 
der EU erworben und entwickelt, z.T. als Kompensationsmaßnahmen 
=> die städtischen Grünlandflächen im NSG sind an örtliche Landwirte ver-
pachtet, mit der Auflage, die Agrarumweltmaßnahme (AUM) GL 4 abzuschlie-
ßen; auch für die meisten privaten Flächen wurden AUM-Vereinbarungen ab-
geschlossen 
=> gem. § 4 (10) NSG-VO wurden detaillierte flächenscharfe Regelungen für 
die Landwirtschaft in Abwägung mit dem Schutzzweck und den Erhaltungs-
zielen getroffen; nur für die Flächen mit dem LRT 6410 wurden gem. § 4 (10) 
Nr. 6 NSG-VO strengere Regelungen festgelegt, entsprechend den fachli-
chen Vorgaben für diesen LRT (vgl. z.B. Arbeitshilfe NLT, Vollzugshinweise 
NLWKN) 
=> bei dieser Festlegung wurde auch berücksichtigt, dass sich ein großer Teil 
der Flächen im Besitz der öffentlichen Hand befindet; die einzelnen Regelun-
gen gem. § 4 (10) Nr. 5 NSG-VO ermöglichen den Pächtern (wie auch in den 
Pachtverträgen vorgegeben) weiterhin zusätzliche Vereinbarungen im Rah-
men der AUM abzuschließen und damit einen entsprechenden Förderbetrag 
zu erhalten, z.B. für folgende Zusatzvereinbarungen: 
- „keine Bodenbearbeitung ab 1. März“ (statt 15. März gem. § 4 (10) Nr. 5 c) 
NSG-VO) oder  
- „keine Mahd vor dem 16. oder 21. oder 30. Juni (statt 1. Juni gem. § 4 (10) 
Nr. 5 c) NSG-VO) 
- „keine Düngung“ oder „keine organische Düngung“ (statt eingeschränkte 
Düngung gem. § 4 (10) Nr. 5 g) NSG-VO) 
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dieses in sehr vielen Fällen zu weniger Agrarförderung, keinem Erschwernisaus-
gleich und somit zur Unwirtschaftlichkeit führen.  
Folge wäre entweder ein erhöhter Pflegebedarf, der durch die Stadt Wolfsburg 
sichergestellt werden müsste oder das Schutzziel der Offenhaltung dieser Flä-
chen wäre nicht mehr gegeben. 
Die jetzigen Pächter sind bei der Düngung und Pflege mit Pflanzenschutzmitteln 
sehr zurückhaltend. Die Flächen sind bereits stark ausgehagert. 
 
 
 
 
 
Aus diesem Grunde muss zumindest dem Grunde nach eine künftige Düngung, 
der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, wenigstens Horstweise, und gegebenen-
falls eine Kalkung möglich bleiben! 
 
 
 
 
 
 
Auf einigen Flächen soll eine mechanische Bodenbearbeitung erst ab dem 
15.08. möglich sein. Dieses geht nicht. Die weiteren Flächen werden in der Re-
gel einen Monat früher gemäht. Ein zweimaliges Aufsuchen der Flächen, um 
Teilflächen einen Monat später zu mähen, ist für die Betriebe unwirtschaftlich 
und nicht hinnehmbar. 
Des Weiteren sind die ausgewiesenen Flächen gemäß § 4 Abs. 10 Nr. 6 mitun-
ter sehr schwer in der Örtlichkeit zu finden.  
Hier muss eine Mahd ab 15.07. möglich bleiben. Wir weisen darauf hin, dass die 
wirtschaftenden Betriebe in Saatgutstreuer und Schleppern investiert haben. 
Diese müssen auf den bewirtschafteten Flächen eingesetzt werden können. Ins-
besondere die Einebnung von Wildschäden (in der Regel durch Wildschweine), 
aber auch die Egalisierung von Maulwurfshügeln muss auf jeden Fall möglich 
bleiben.  
Vom Anfang der Vegetationsperiode bis zu den oben genannten Daten muss für 
diese Tätigkeit Raum bleiben. Eine zu Anfang der Vegetationsperiode durch 

außerdem wurde die Pacht für die öffentlichen Flächen bewusst so weit wie 
möglich reduziert, um auch in Zukunft eine rentable Grünlandnutzung zu er-
möglichen 
=> die Futtergewinnung sowie Beweidung ist weiterhin möglich; der überwie-
gende Teil der Flächen wird im Rahmen des Vertragsnaturschutzes (AUM GL 
4) bereits seit Jahren extensiv genutzt; offensichtlich gab es bisher keine 
Probleme mit der Qualität des Grünlandaufwuchses 
=> mögliche Wertverluste werden für die öffentlichen Flächen über die ge-
ringe Pacht und die AUM-Verträge (s.o.), für die privaten Flächen über den 
Erschwernisausgleich ausgeglichen; auf den privaten Flächen entscheiden 
die Bewirtschafter, ob sie zusätzliche Vereinbarungen (AUM) abschließen    
oder nicht 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 g) ist die Düngung nach dem 1. Schnitt ohne Ausbrin-
gung von Gülle, Jauche, Geflügelmist, Gärresten oder Klärschlamm grund-
sätzlich weiterhin möglich; auch der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist 
gem. § 4 (10) Nr. 5 f) unter bestimmten Voraussetzungen möglich; nur in ei-
nem Abstand von 5 m um Gewässer, feuchte Hochstaudenfluren, Röhrichte 
und Seggenriede sowie in einem Abstand von 20 m um Pfeifengraswiesen ist 
die Düngung, Kalkung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln gem. § 4 
(10) Nr. 5 h) grundsätzlich verboten, um diese vor Beeinträchtigungen zu 
schützen 
=> die Regelungen gem. § 4 (10) Nr. 6 NSG-VO gelten nur für Flächen mit 
dem LRT 6410; dieser LRT steht unter dem besonderen Schutz der FFH-RL 
und muss zumindest im bisherigen Zustand erhalten bzw. möglichst zu Erhal-
tungszustand B entwickelt werden (vgl. aktuelles Mahnverfahren der EU-
Kommission zur Umsetzung des Verschlechterungsverbotes) 
=> die eindeutige Lokalisierung bzw. Abgrenzung ergibt sich aus der maß-
geblichen Karte (Anlage 2: Detailkarte Blatt 1 / 2) zur NSG-VO 
=> mögliche Mehrkosten für die Bewirtschaftung werden für die privaten Flä-
chen mit dem LRT 6410 über den Erschwernisausgleich ausgeglichen 
 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 c) NSG-VO ist die maschinelle Bodenbearbeitung (z.B. 
Walzen, Schleppen, Striegeln) in der Zeit vom 1.6. bis 14.3. freigestellt 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 b) NSG-VO ist das Einebnen von Fahrspuren und 
Wildschäden dagegen ohne zeitliche Beschränkung freigestellt; allerdings 
wird davon ausgegangen, dass in der Zeit vom 15.3. bis 31.5. tatsächlich nur 
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Sauen umgebrochene Flächen, muss sofort geebnet werden können, da an-
sonsten ein Mähen und Ernten des Aufwuchses ab Sommer nicht zu bewerkstel-
ligen ist. Es muss eine halbwegs „glatte“ Fläche zum Mähen vorhanden sein. 
Es muss ausdrücklich erwähnt werden, dass das Einebnen von Flächen durch 
Wildschäden, Maulwurfshügeln etc. von dem Verbot der maschinellen Bearbei-
tung ausgenommen wird. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass in dem auszuweisenden Gebiet auf den Grünlandflächen insbesondere 
Ausgang Winter/Anfang der Vegetationsperiode erhebliche Wildschäden durch 
Wildschweine auftreten. 
Wenn auch jetzt das Grünland nur ein bis höchstens zweimal jährlich gemäht 
wird, muss auch weiterhin eine mindestens zwei bis dreijährige Mahd möglich 
bleiben, um die Wirtschaftlichkeit aufrecht zu erhalten. 
 
 
Da die jetzt dort wirtschaftenden Betriebe insbesondere die Futtergrundlage für 
ihre Pferde/Pensionspferdebestände dort erwirtschaften ist eine zurückhaltende, 
extensive Bewirtschaftung gerade noch vertretbar. Bei weiterer Aushagerung ist 
aber der Aufwuchs selbst für Pferde nicht mehr brauchbar. 
 
Im Hinblick darauf, dass die Bewirtschafter wechseln können und andere Tier-
haltungen betreiben, ist in der NSG-VO zwingend vorzusehen, dass weiterhin 
eine Bodenbearbeitung, eine Düngung, Kalkung und der Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln möglich bleiben.  
 
Dies zu mindestens nach Rücksprache mit der UNB. 
 
Ein Bewirtschafter hat unserer Kenntnis nach ca. 15 ha, die betroffen sind und 
für seinen Betrieb als Futtergrundlage für 40 bis 50 Pferde dienen. 
 
 
Weiteres gilt für den Zaunbau. Wenn auch im Augenblick die Flächen in der Re-
gel einmal gemäht und dann durch eine Schafherde abgehütet werden, muss es 
möglich bleiben, Zäune für eine Beweidung zu erstellen. Dies gilt für alle offen 
zu haltenden Flächen. 
Bezüglich eines Einsatzes von Drohnen wird gefordert, diese für jagdliche Zwe-
cke, Jagdschutz auf der einen Seite aber ebenso für den Einsatz moderner 

die frischen Wildschäden eingeebnet werden und keine weitergehende groß-
flächigere Bodenbearbeitung stattfindet; die vorstehend erläuterte Rechtssys-
tematik erfordert keine gesonderte ausdrückliche Ergänzung in der NSG-VO 
 
 
 
 
 
 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 c) NSG-VO ist für den Großteil der Grünlandflächen 
die 1. Mahd ab 1. Juni freigestellt, die 2. Mahd frühestens 6 Wochen nach der 
1. Mahd; demnach kann auch eine 3. Mahd erfolgen, wenn dies wirtschaftlich 
sinnvoll ist und nicht durch den freiwilligen Abschluss vom AUM-Vereinbarun-
gen ausgeschlossen wurde 
=> nur für die Fläche mit dem LRT 6410 stellt § 4 (10) Nr. 6 c) NSG-VO die 1. 
Mahd erst ab 15. 8. frei; dieser LRT steht unter dem besonderen Schutz der 
FFH-RL und muss zumindest im bisherigen Zustand erhalten bzw. möglichst 
zu Erhaltungszustand B entwickelt werden (vgl. aktuelles Mahnverfahren der 
EU-Kommission zur Umsetzung des Verschlechterungsverbotes) 
=> der überwiegende Teil der Flächen wird im Rahmen des Vertragsnatur-
schutzes (AUM GL 4) bereits seit Jahren extensiv genutzt; offensichtlich gab 
es bisher keine Probleme mit der Qualität des Grünlandaufwuchses 
=> Düngung, Kalkung und der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sind unter 
bestimmten Bedingung weiterhin möglich (s.o.) 
=> letztendlich kann die UNB im begründeten Einzelfall gem. § 4 (11) NSG-
VO abweichenden Regelungen gem. Nr. 5 und 6 zustimmen, wenn keine na-
turschutzfachlichen Belange entgegenstehen und unter besonderer Berück-
sichtigung des Schutzzwecks und der Erhaltungsziele,- damit ist eine ge-
wisse Flexibilität bei der Grünlandnutzung unter Wahrung der europarechtli-
chen Schutzanforderungen gewährleistet 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil gem. § 4 (10) Nr. 5 k) NSG-VO die 
Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Weidezäune sowie deren dau-
erhafte Neueinrichtung in ortsüblicher Weise freigestellt ist 
 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil gem. § 4 (12) NSG-VO der Einsatz 
von Drohnen unter bestimmten Voraussetzungen für bestimmte Nutzungen 
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Technik beim Beurteilen von Schäden an landwirtschaftlichen Kulturen etc. ein-
setzen zu können. EinVerbot außerlandwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher, 
jagdlicher Einsatz von Drohnen wird seitens unseres Hauses jedoch begrüßt. 
 
Bezüglich der Freistellung ist darauf hinzuweisen, dass eine Unterhaltung des 
Wegenetzes sowie des Gewässernetzes ohne Einschränkungen im bisherigen 
Rahmen möglich bleiben muss.  
Eine vorherige Zustimmung der UNB ist wenig zweckdienlich. Dieses wird abge-
lehnt.  
Die Pflege von Straßen und Wegeseiten-rändern darf nicht in der vorgeschlage-
nen Weise beschränkt werden.  Gleiches gilt für den Rückschnitt von Gehölzen. 
Entlang der zu befahrenden Zuwegungen zu den landwirtschaftlichen Flächen 
ist diese Pflegemaßnahme unbeschränkt zu erhalten. 
Des Weiteren sind bauliche Anlagen der Agrarstruktur, wie Brunnen etc., unbe-
schränkt weiter zu erlauben. Auch deren Pflege und notfalls Ersetzung.  
 
Bezüglich der Jagdausübung ist es nicht sinnvoll, die Neuanlagen (§ 4 Abs.9 Zif-
fer 1) von einer vorherigen Zustimmung der UNB abhängig zu machen. Es reicht 
eine Anzeige. 
 
Bezüglich der Ausnahmen § 4 Abs. 9 Ziffer 3 weisen wir auf die in den bisheri-
gen Verfahren vorgetragenen Bedenken. 
Eine Drahtgitterfalle, die abgedunkelt ist, muss erlaubt bleiben. 
 
 
 
Einen Umkreis von 300 m um Horststandorte und Brutplätze jagdfrei zu halten 
vom 15. Februar bis 15. August ist nicht effektiv. 
Zur Reduzierung der Neozoen, der Prädatoren und der Sauen ist es erforderlich, 
die Einzeljagd auch in diesem Bereich zuzulassen. 
 
Soweit besonders störungsempfindliche einzelne Arten betroffen sein sollten 
sind, kann eine Sonderregelung getroffen werden. 
Ein generelles Verbot der Einzeljagd in dieser Zeit auch auf Sauen, Prädatoren 
und Neozoen zu verbieten, widerspricht den Grundsätzen der notwendigen 
Hege auch für Bodenbrüter und andere seltene Arten. 

zu bestimmten Zeiten freigestellt ist 
 
 
 
=> gem. § 4 (3) bis (7) ist die Unterhaltung und Instandsetzung der Straßen 
und Wege, der Gewässer sowie der bestehenden Anlagen und Einrichtungen 
unter bestimmten Voraussetzungen freigestellt; die einzelnen Regelungen in 
den Freistellungen dienen dazu, die Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck und 
den Erhaltungszielen zu gewährleisten; eine Freistellung ohne Einschränkun-
gen widerspricht den Schutzanforderungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie; 
der aktuellen Rechtsprechung nach (vgl. z.B. NuR 2019-41 S. 152-157 zum 
Urteil des Eu-GH vom 7.11.2018, NuR 2020-42 S. 136-140 zum Urteil des 
VGH München vom 1.10.2019 - 14 N 18.389) sind einzelne Freistellungen 
nur dann zulässig, wenn Beeinträchtigungen auch im Einzelfall mit Gewiss-
heit auszuschließen sind; daher unterliegen entsprechende Ausnahmen der 
Einzelfallprüfung bzw. vorherigen Zustimmung der UNB 
=> entsprechend den Vorgaben der Nds. Muster-VO bedarf gem. § 4 (9) Nr. 
1 NSG-VO die Neuanlage bestimmter jagdlicher Einrichtungen der vorherigen 
Zustimmung der UNB; hiermit ist sichergestellt, dass eine eventuelle Neuan-
lage nur außerhalb von wertvollen oder störempfindlichen Bereiche stattfindet 
=> obwohl Nr. 1.6 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 Drahtgitterfallen ausdrück-
lich ausnimmt wird die Formulierung von § 4 (9) Nr. 3. dieser NSG-VO der 
Formulierung aus dem angrenzenden NSGs wie folgt angepasst: „nur mit se-
lektiv, unversehrt fangenden Lebendfallen, die komplett abdunkeln und mit ei-
nem elektronischen Auslösungssignal ausgestattet sind; die Fallen sind nach 
einem Fang unverzüglich zu leeren“ 
=> die Jagd im Bereich der Horststandorte und Brutplätze wird in bestimmten 
Zeiträumen aufgrund der besonderen Rücksichtnahme u.a. auf den Seeadler 
untersagt; dies entspricht dem RdErl. ML / MU vom 3.12.19 Nr. 1.5, wonach 
jagdliche Einschränkungen zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten zu 
prüfen sind; außerhalb der 300 m Umkreise sowie der Verbotszeiten ist die 
Jagd u.a. auf Wildschweine weiterhin freigestellt; insofern wurde eine Abwä-
gung zwischen den Interessen der Jagd und den europarechtlichen Anforde-
rungen im Hinblick auf Natura 2000 getroffen (s.o.); unabhängig davon hatte 
die bisherige Jagdausübung trotz der weitreichenden Freistellung nicht den 
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Gleiches gilt für die weit übertriebene Ausschließung der Jagd um 300 m eines 
Seeadlerhorstes. 
 
 
 
 
Was die Bejagung der Arten angeht, so wird gesagt, dass die in § 2 aufgeführten 
Arten von einer Bejagung ausgenommen werden sollen. Es ist sicherzustellen, 
dass Wildgänse, insbesondere die Graugans, die Stockente, die Waldschnepfe 
und andere Arten, die nicht anderweitig unter Schutz stehen, weiterhin im Rah-
men der Jagdgesetzgebung bejagt werden dürfen. 
 
Wie bereits oben erwähnt, ist gemäß § 4 Abs. 10 eine umfangreiche Ausnahme 
der Freistellung der landwirtschaftl ichen Bodennutzung geregelt. Es muss deut-
lich werden, dass eine Erneuerung der Grasnarbe  
 
 
 
 
 
 
und ein Einebnen der Flächen auch mit maschineller Bodenarbeitung jederzeit 
möglich sein muss. 
 
 
Bezüglich der Anlage von Mieten muss dieses in Zusammenarbeit mit der Unte-
ren Naturschutzbehörde möglich bleiben. 
Für die Düngung sollte ebenfalls zur Aufrechterhaltung der Wirtschaftlichkeit ne-
ben den in § 4 Abs. 10 g und h erwähnten Einschränkungen möglich bleiben. 
Bei der Beweidung ist zu bemängeln, dass 2 Weidetiere pro ha eine unsinnige 
Beschränkung ist. Zwei Weidetiere können zwei Ziegen oder zwei Rinder sein. 
Es wäre sinnvoller, hier von durchschnittlich zwei Großvieheinheiten zu spre-
chen . Weiter wird der Zweck, eine Überweidung und Gefährdung von Boden-
brütern und seltenen Arten zu verhindern, auch erreicht, wenn in einem be-
stimmten Zeitraum mehr als zwei Weidetiere oder Großtiereinheiten dort weiden. 

erwünschten Erfolg (s.o. Stellungnahmen des NABU, Naturschutzbeauftrag-
ten und BUND) 
=> eine Sonderregelung ist dahingehend erfolgt, dass die zeitliche Einschrän-
kung gem. § 4 (9) Nr. 4 NSG-VO nur für die Horststandorte und Brutplätze 
besonders störungsempfindlicher Brutvogelarten (z.B. Rohrweihe, Kranich) 
gilt, gem. § 4 (9) Nr. 5 nur für den Seeadler 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil die nebenstehend genannten Arten 
nicht in § 2 NSG-VO aufgeführt sind 
 
 
 
 
=> die Regelung gem. § 4 (10) Nr. 5 a) NSG-VO entspricht dem gesetzlichen 
Verbot des Grünlandumbruchs auf Moorstandorten gem. § 5 Abs. 2 Nr. 5 
BNatSchG; Grünlandumbruch im Sinne von § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG ist 
die Ausschaltung der etablierten Grasnarbe durch wendende Bodenbearbei-
tung auch dann, wenn anschließend eine Neuansaat von Gras erfolgt (vgl. 
z.B. VG Stade, Urteil vom 8.10.13); sollte aufgrund von Wildschäden eine 
Nachsaat erforderlich sein, so ist diese nur unter bestimmten Bedingungen 
freigestellt; die vorherige Zustimmung dient dazu, die Vereinbarkeit mit dem 
Schutzzweck und den Erhaltungszielen zu gewährleisten 
=> die Begrenzung der maschinellen Bodenbearbeitung auf die Zeit vom 1.6. 
bis 14.3. dient dem Schutz der vorkommenden Arten während der Brut- und 
Aufzuchtzeit und entspricht den fachlichen Vorgaben (vgl. z.B. Arbeitshilfe 
NLT, Vollzugshinweise NLWKN) 
=> die UNB kann im begründeten Einzelfall gem. § 4 (11) NSG-VO abwei-
chenden Regelungen gem. Nr. 5 und 6 zustimmen (s.o.) 
=> zur Regelung der Düngung s.o. 
 
=> die Weidedichte wurde gem. § 4 (19) Nr. 5 i) NSG-VO gezielt auf 2 Tiere / 
ha in der Zeit vom 1.1. bis 15.6. begrenzt, weil es in Bezug auf mögliche Tritt-
schäden an Gelegen auf die Anzahl der Hufe ankommt, nicht auf die Größe 
der Tiere; dies entspricht den fachlichen Vorgaben (vgl. z.B. Arbeitshilfe NLT, 
Vollzugshinweise NLWKN); außerhalb dieses Zeitraumes ist die Anzahl der 
Weidetiere freigestellt 
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Hierüber sollte eine Ausnahme durch Verständigung mit der UNB möglich blei-
ben. 
Eine Auszäunung der Fließgewässer bei Beweidung wird als nicht praktikabel 
abgelehnt.  
 
 
 
 
 
Bezüglich § 7 Abs. 2 kann eine allgemeine Duldungsverfügung nicht hingenom-
men werden. Diese muss im Einzelfalle vorher mit dem Grundeigentümerbewirt-
schafter vor Ort abgesprochen werden. 
 
Bezüglich der Gewässerunterhaltung verweisen wir zum einen auch auf die Stel-
lungnahmen des Aller- Ohre-Verbandes und der Landwirtschaftskammer. Die-
sen Bedenken schließen wir uns an und führen im Einzelnen dann aus: 
Die Regelung einer Anzeige 4 Wochen vor Beginn der Durchführung einer Maß-
nahme durch Behörden oder den Unterhaltungspflichtigen etc., ist nicht akzepta-
bel. Die Durchführung von notwendigen Maßnahmen wäre ausgeschlossen. 
Dies widerspricht der ordnungsgemäßen Gewässerbewirtschaftung. 
 
Es wird eine nicht begründete Beschränkung der Gewässerunterhaltung auch in 
den 50 m abschnittsweise und 200 m Unterhaltung festgesetzt. Dies ist nicht 
sachlich begründet und entspricht unseres Erachtens nicht dem Sinne des Nie-
dersächsischen Wassergesetzes. 
Eine pauschale Änderung der bisher durchgeführten Praxis, die naturschutz-
fachliche Belange berücksichtigt hat, sollte nicht vorgenommen werden. Schon 
gar nicht durch festgesetzte Vorschriften ohne Beachtung der örtlichen Beson-
derheiten. Die Unterhaltungspflichtigen müssen in die Lage versetzt werden, fle-
xibel zu reagieren. Unseres Erachtens ist die Funktion der Gewässer im Ge-
samtzusammenhang zu sehen.  
Die Unterhaltungspflichtigen müssten hier einvernehmliche Pläne zur ordnungs-
gemäßen Unterhaltung vereinbaren. Ein Unterhaltungsrahmenplan unter Beach-
tung der Witterungs- und Wetterlagen und den damit bedingten Ausnahmen 
sollte auf jeden Fall ins Auge gefasst werden. Keinesfalls darf es durch unterlas-

=> im begründeten Einzelfall kann die UNB gem. § 4 (11) NSG-VO abwei-
chenden Regelungen zustimmen (s.o.) 
=> gem. § 4 (10) Nr. 5 j) NSG-VO müssen Fließgewässer bei Beweidung 
ausgezäunt werden und die Weidezäune müssen mindestens einen Abstand 
von 1 m von der Böschungskante einhalten; diese Regelung entspricht den 
geltenden Unterhaltungsordnungen der Stadt Wolfsburg (VO vom 20.12.93 
für Gewässer zweiter Ordnung und VO vom 1.2.93 für Gewässer dritter Ord-
nung; durch die Übernahme der Regelung in die NSG-VO entsteht keine zu-
sätzliche Erschwernis 
=> in § 7 (2) NSG-VO werden beispielhaft einige Maßnahmen aufgezählt, die 
von den Eigentümern und Nutzungsberechtigten zu dulden sind, gem. § 7 (1) 
NSG-VO nach vorheriger Anordnung oder Ankündigung durch die UNB; die 
betroffenen Eigentümer oder Bewirtschafter werden daher im Vorfeld infor-
miert 
 
 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das Betreten und Befahren im Rah-
men der ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung unter die speziellere Frei-
stellung in § 4 (6) NSG-VO fällt und keine Anzeigepflicht beinhaltet (vgl. auch 
ausführlichen Bearbeitungsvermerk zur Stellungnahme des AOV vom 
10.11.20) 
=> zur Begründung siehe ausführlichen Bearbeitungsvermerk zur Stellung-
nahme des AOV vom 10.11.20 
 
 
=> gem. § 4 (6) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung an-
gepasst an den Schutzzweck und die Erhaltungsziele freigestellt; die Ein-
schränkungen entsprechen fachlichen Vorgaben und dienen zur Gewährleis-
tung der Erhaltungsziele und des europarechtlichen Verschlechterungsverbo-
tes gem. Art. 6 Abs. 2 FFH-RL (vgl. auch ausführlichen Bearbeitungsvermerk 
zur Stellungnahme des AOV vom 10.11.20) 
=> der Leitfaden Artenschutz und Gewässerunterhaltung nennt als Mittel der 
Wahl für eine schutzzielkonforme Unterhaltung die Aufstellung eines Unter-
haltungsrahmenplans; diese Lösung ist auch die von der Unteren Natur-
schutzbehörde und der unteren Wasserbehörde favorisierte Vorgehensweise 
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sene Unterhaltung zu Beeinträchtigungen auf landwirtschaftlichen Flächen kom-
men. Eine weitere Restriktion über das WHG und NWG hinaus in einer natur-
schutzfachlichen Verordnung ist fehl am Platze. Die bisherigen Unterhaltungs-
maßnahmen sind durchaus naturschutzverträglich durchgeführt worden. Dieses 
muss beachtet werden. Variabilität und die Möglichkeit der Unterhaltspflichtigen 
schnell zu reagieren, muss hier Vorzug haben vor starren Regelungen. Die Mög-
lichkeit, schnell reagieren zu können, müssen dem Unterhaltungspflichtigen und 
seinen Beauftragten gegeben sein.  
Weitere Vorgaben, wie das Zurücksetzen aus dem Gewässer entnommener 
Tiere etc., sind bereits geregelt. Eine erneute Erwähnung ist unseres Erachtens 
überflüssig und kann sich selbstverständlich nur auf tatsächlich erkennbare Le-
bewesen beziehen. Diesen Punkt in der Verordnung auszuführen halten wir für 
wenig zielführend. 
Soweit weitergehende Maßnahmen von einer erforderlichen Zustimmung der 
UNB abhängig gemacht werden, ist dieses ebenfalls wenig hilfreich. Es gibt 
Maßnahmen, bei denen kann man nicht wochenlang auf eine Genehmigung 
warten. Einvernehmen dürfte hier ausreichen. 
Gleiches gilt für den Umgang mit der Biberproblematik. Die oben genannten 
strikten Festsetzungen nur dann unter Freistellung zu stellen, wenn ein Unter-
haltungsrahmenplan vorliegt, sind nicht zielführend.  
 
 
Allerhöchstens wäre denkbar, verbindlich festzuschreiben, dass ein solcher Un-
terhaltungsrahmenplan einvernehmlich mit den Unterhaltungspflichtigen sowie 
den Eigentümern/Bewirt-schaftern der landwirtschaftlichen Nutzflächen gleich-
zeitig mit dem Erlass der NSG-VO aufzustellen ist. 
 
 
Des Weiteren halten wir weiterhin daran fest, dass eine Überprüfung der Kartie-
rung der tatsächlichen Nutzung vor Ort erforderlich ist. 
Der UNB dürften die Eigentümer und Bewirtschafter der Flächen bekannt sein. 
Es wird nicht ohne eine gemeinsame Begehung der Flächen gehen. Wir bieten 
gerne an, hierbei behilflich zu sein, wie wir es an anderer Stelle auch getan ha-
ben. Insgesamt muss vor einer solchen Begehung die Kartierung im Grunde 
nach angezweifelt werden. 
 

in Bezug auf die Abstimmung von Gewässerunterhaltungsmaßnahmen – ins-
besondere in Naturschutzgebieten 
=> s.o. und ausführlichen Bearbeitungsvermerk zur Stellungnahme des AOV 
vom 10.11.20 
 
=> der Einwand ist aus den oben ausgeführten Gründen gegenstandslos (vgl. 
auch ausführlichen Bearbeitungsvermerk zur Stellungnahme des AOV vom 
10.11.20) 
=> der Einwand ist aus den oben ausgeführten Gründen gegenstandslos (vgl. 
auch ausführlichen Bearbeitungsvermerk zur Stellungnahme des AOV vom 
10.11.20) 
 
 
=> der Einwand ist aus den oben ausgeführten Gründen gegenstandslos (vgl. 
auch ausführlichen Bearbeitungsvermerk zur Stellungnahme des AOV vom 
10.11.20) 
 
=> gem. § 4 (6) f) NSG-VO ist ein Teilabtrag bzw. eine Beseitigung von Biber-
dämmen, -burgen - wintervorratsplätzen oder von vom Biber gefällten Bäu-
men nur im Einzelfall mit vorheriger Zustimmung der UNB freigestellt; diese 
Regelung dient der Gewährleistung der Erhaltungsziele für den Biber und des 
europarechtlichen Verschlechterungsverbotes gem. Art. 6 Abs. 2 FFH-RL. 
=> der Leitfaden Artenschutz und Gewässerunterhaltung nennt als Mittel der 
Wahl für eine schutzzielkonforme Unterhaltung die Aufstellung eines Unter-
haltungsrahmenplans; diese Lösung ist auch die von der Unteren Natur-
schutzbehörde und der unteren Wasserbehörde favorisierte Vorgehensweise 
in Bezug auf die Abstimmung von Gewässerunterhaltungsmaßnahmen – ins-
besondere in Naturschutzgebieten 
=> das Gebiet wurde 2012 im Auftrag der UNB kartiert (Biotoptypenkartierung 
mit Auswertung der LRT); die Erhaltungsziele wurden mit dem NLWKN als 
Fachbehörde abgestimmt; eine erneute Kartierung ist naturschutzfachlich 
nicht erforderlich 
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Naturschutzbeauftragter der Stadt Wolfsburg vom 16.11.20: 
als ich vor 30 Jahren anfing mich für die Natur in Wolfsburg zu interessieren, wa-
ren die Düpenwiesen das Highlight in Wolfsburg. Selten gab es auf ähnlich gro-
ßer Fläche, so viel geballte Natur zu erleben. Insbesondere die vielen Beobach-
tungen und wissenschaftlichen Arbeiten z.B. die Beringung von Wiesen und 
Schilfbewohnenden Vogelarten waren in unserer Region einmalig. Mehrere Fak-
toren sind heute für die stark sinkenden Brutvogelbestände verantwortlich. Ne-
ben der Tangente, die für viele Tiere den sicheren Tod bedeutet, ist der Wasser-
mangel und der hohe Wildschweinbestand für das Gebiet sehr nachteilig. Der 
Erhaltungsziele für die Düpenwiesen und damit für die seltene Tierwelt werden 
seit Jahren nicht erreicht ! 
Die Stadt Wolfsburg und das Land Niedersachsen müssen ihrer Verantwortung 
für dieses europaweit bedeutende Schutzgebiet umgehend gerecht werden. Der 
Artenschwund in diesem Gebiet, von herausragender Bedeutung, muss drin-
gend gestoppt werden. Die folgenden Punkte müssen schnellstens angegangen 
werden, um dieses Gebiet wieder zu dem zu machen, was es einmal war. „Eines 
der bedeutendsten Feuchtgebiete in Deutschland“  
 

Wasserrückhaltung: In den 1990er Jahren war der hohe Wasserstand der Ga-
rant für sichere Brutplätze der verschiedenen Vogelarten. Feinde der Jungvögel 
sind nicht an die Nester herangekommen und der Bruterfolg war, trotz horrender 
Verkehrsopfer auf der Tangente, so hoch , um die Zahlen stabil zu halten. In den 
letzten Jahren wird zu viel Wasser, zu schnell abgeführt und so diesem Gebiet 
entzogen ! Die Folgen sind dramatisch. Die Folgen des Klimawandels werden, 
falls nicht endlich gehandelt wird, dem Gebiet weiter massiv zusetzen. Maßnah-
men der Wasserrückhaltung müssen umgesetzt werden, um den Grundwasser-
stand massiv zu erhöhen. Das rettet nicht nur diese Artenvielfalt, sondern füllt 
auch die sinkenden Grundwasserstände für Wolfsburg wieder auf. Der Grund-
wasserstand kann ohne Probleme erhöht werden, wie wir in den vorigen Jahr-
zehnten gesehen haben. 
§3 Verbote: Solange kein ausreichender Wasserstand (zur Sicherung des Bru-
terfolgs der Vogelarten) erreicht ist, darf kein Wasser aus den Düpen ab oder 
weitergeleitet werden. 
 
 

 

 
=> die nebenstehend angesprochenen stark sinkenden Brutvogelbestände 
wurden vom NABU über Jahre kartiert und dokumentiert (vgl. z.B. Die Vögel 
des Wolfsburger Raumes (FLADE & JEBRAM 1995), Die Wiesenvögel des 
Wolfsburger Raumes (JEBRAM 1993), Vogeltod an der K114 („Nordtan-
gente“) im Bereich der Düpenwiesen - Opferstatistik 1979/1989 (HEINZE 
1989)) 
=> tatsächlich konnte der Rückgang an Brutpaare bisher nicht gestoppt wer-
den, weil bisher keine zielführenden Maßnahmen umgesetzt werden konnten 
 
 
 
=> die Düpenwiesen sind Teil des europäischen FFH-Gebietes Nr. 90 „Aller 
(mit Barnbruch), untere Leine, untere Oker“ und des europäischen Vogel-
schutzgebietes V 47 „Barnbruch“ sowie eines Feuchtgebietes internationaler 
Bedeutung gem. Ramsar-Konvention (1971)  
 
 

=> das Problem der sinkenden Wasserstände ist bekannt (siehe auch Stel-
lungnahme AOV und UHV Oberaller von 10.11.20); durch die bisher durchge-
führten Maßnahmen (z.B. Staue) konnte der allgemeine Trend sinkender 
Grundwasserstände in den Düpenwiesen nur verlangsamt werden 
 
=> in der NSG-VO werden nur die allgemeinen Schutzvorgaben und Erhal-
tungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
der Managementplanung 
 
 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
=> gem. § 3 (2) Nr. 14 NSG-VO ist es verboten, Wasser aus oberirdischen 
Gewässern oder Grundwasser zu entnehmen bzw. abzulassen oder andere 
Maßnahmen vorzunehmen, die zu einer Entwässerung des NSG oder von 
Teilflächen führen können 
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Jagd:  Der zu niedrige Wasserstand hat es u.a. ermöglicht, dass sich Wild-
schweine massiv vermehrt haben. Das hat zur Folge, dass die Brutvogelarten 
große Probleme haben, überhaupt noch Jungtiere erfolgreich aufzuziehen. Die 
bisherige Ausübung der Jagd hat es nicht geschafft, die Wildschweine wieder 
aus diesem Gebiet zu vertreiben. Aus der Luft, ist der ganze Schaden zu sehen. 
Das gesamte Gebiet ist durchzogen von Wildschweinwechseln die jeden Winkel 
erreichen. Die Jagd ist dringend neu zu organisieren, um die Wildschweine aus 
dem Bereich zu entfernen. Eine Erhöhung des Wasserspiegels wird hier sehr 
hilfreich sein.  
Die Stadt Wolfsburg muss hier auf eine städt. Eigenjagd setzen, um die Erhal-
tungsziele zu erreichen ! 
 
§3 Verbote: Eine Kirrung/Anfütterung von Wildtieren ist zu verbieten. Ebenso die 
Anlage von Wildäckern. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Jagd auf sämtliche Vogelarten/ Federwild ist zu verbieten. 
 
 
 
 
 
Die Jagd ist von März – Mitte November zu untersagen. In den Brut bzw. Zug-
zeiten ist eine Störung durch die Jagd nicht hinnehmbar. 
 
 
 
 
§4 Freistellungen: Die Jagd ist von Mitte November – Ende Februar zu erlauben. 
Die Jagd auf Wildschweine, Waschbären, Füchse und Marderhunde ist zugelas-
sen. 

=> die angesprochene Wildschwein-Problematik ist richtig dargestellt und be-
kannt; daher wurden die Pflegemaßnahmen mit den Jagdpächtern so abge-
stimmt, dass möglichst optimale Bedingungen für den Abschuss geschaffen 
wurden: zum einen wurden die gemähten Schilfbereiche und die Lage der 
Hochsitze so kombiniert, dass die offenen gemähten Bereiche als Schussfeld 
genutzt werden können, zum anderen wurden die Beweidungsbereiche und   
-zeiten mit der Jagdausübung koordiniert; leider haben diese Maßnahmen 
nicht zu einem Rückgang des Wildschwein-Prädatoren-Druckes geführt 
=> s.o. Bearbeitungsvermerke zur Wasserrückhaltung  
=> die Ausweisung von Eigenjagdbezirken liegt in der Zuständigkeit der 
Jagdbehörden, die Ausweisung einer städtischen Eigenjagd wird - unabhän-
gig von der NSG-Ausweisung - von der unteren Jagdbehörde geprüft 
=> gem. Nr. 1.5 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 zur „Jagd in Schutzgebieten“  
ist zu prüfen, ob der Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u.a. zu Kirrun-
gen, Wildäckern und zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert  
=> entsprechend den Vorgaben der Nds. Muster-VO bedarf gem. § 4 (9) Nr. 
1 NSG-VO die Neuanlage jagdlicher Einrichtungen der vorherigen Zustim-
mung der UNB; hiermit ist sichergestellt, dass eine eventuelle Neuanlage nur 
außerhalb von wertvollen oder störempfindlichen Bereiche stattfindet; ein Hin-
weis zur Überprüfung der vorhandenen Jagdeinrichtungen wird für die Ma-
nagementplanung aufgenommen 
=> gem. § 4 (9) Nr. 6 NSG-VO dürfen die in § 2 Schutzzweck aufgeführten 
Arten nicht bejagt werden; die Einschränkung der Jagd auf die nebenstehend 
aufgeführten 4 Arten ist naturschutzrechtlich nicht möglich; eine entsprechen-
de Regelung wird im Falle der Ausweisung einer städtischen Eigenjagd in Zu-
sammenarbeit mit der Jagdbehörde geprüft; außerdem wird ein entsprechen-
der Hinweis für die Managementplanung aufgenommen 
=> gem. § 4 (9) Nr. wird die Jagd wie folgt zeitlich und örtlich eingeschränkt:  
4. nur außerhalb eines Umkreises von 300 m um Horststandorte und Brut-
plätze besonders störungsempfindlicher Großvogelarten (z. B. Rohrweihe, 
Kranich) in der Zeit vom 15. Februar bis 15. August eines jeden Jahres, 
5. nur außerhalb eines Umkreises von 300 m um Horststandorte des Seead-
lers in der Zeit vom 01. Dezember bis 15. August eines jeden Jahres, 
=> pauschale Einschränkungen der Jagd auf die Zeit von Mitte November bis 
Ende Februar sind naturschutzrechtlich nicht möglich; eine entsprechende 
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Die Fallenjagd in Lebendfallen für Marderhund und Waschbär ist zu erlauben. 
Auch die Jagd von Wildschweinen in großen Fallen (eingezäunte Bereiche) ist 
zulässig. 
 

Einzäunung: Die Forderung, den Bereich zum Schutz vor den Schweinen ein-
zuzäunen wurde leider immer noch nicht realisiert. In anderen Gemeinden konn-
ten durch Einzäunung die Gelege vor den Fressfeinden erfolgreich geschützt 
werden. Eingezäunte Bereiche werden schnell von Vogelarten, als sichere Brut-
plätze, erkannt und erfolgreich genutzt. 
 

Zaun an der Tangente: Die Naturschutzverbände fordern seit Jahrzehnten eine 
begrünte Mauer/Zaun, um die Tierwelt effektiv vor dem Straßentod auf der Tan-
gente zu schützen. Die Tangente durch das Gebiet ist für tausendfachen Tod 
verschiedenster Bewohner der Düpen verantwortlich ! Eine „Grüne Wand“ ist 
eine effektive Maßnahme, die Tierwelt endlich zu schützen. Zwischen der A39 
und den Düpen wurde erst kürzlich eine solche begrünte Wand zur Abschirmung 
aufgestellt. Es geht also doch ! Warum fehlt dann diese Wand an der wichtigsten 
Stelle weiterhin ? 
 

Schranke an der Tangente: Von der A39 kommend führt eine kleine Anlieger-
straße von der Tangente durch das Schilf. Dieser Weg ist für Landwirte und die 
Landesforsten bestimmt. Allerdings wird dieser Bereich, als wilde Müllkippe ge-
nutzt. Kurz vor der Mülldeponie entscheiden sich einige Bürger für die kostenlo-
se Müllbeseitigung im NSG ! Es wird auch viel Müll nicht einfach auf dem Weg 
deponiert, sondern in hohem Bogen ins Schilf befördert. Dort wird er von der 
WAS nicht entsorgt. Eine Schranke an der Tangente sollte kurzfristig Abhilfe 
schaffen. 
 

Die Düpenwiesen haben eine so hohe Wertigkeit, dass dringend und umfassend 
gehandelt werden muss, um dieses Wolfsburger Juwel für die nachfolgenden 
Generationen zu erhalten. Als Naturschutzbeauftragter der Stadt Wolfsburg, ist 
für mich die Rettung der Düpen eines der wichtigsten Umweltthemen der Stadt 
Wolfsburg. 
 

Regelung wird im Falle der Ausweisung einer städtischen Eigenjagd in Zu-
sammenarbeit mit der Jagdbehörde geprüft; außerdem wird ein entsprechen-
der Hinweis für die Managementplanung aufgenommen 
=> gem. § 4 (9) Nr. 3 ist der Einsatz von Lebendfallen unter bestimmten Vo-
raussetzungen freigestellt 
 
 

=> in der NSG-VO werden nur die allgemeinen Schutzvorgaben und Erhal-
tungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
der Managementplanung; der Hinweis zur Auszäunung von Schutzbereichen 
wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
 

=> in der NSG-VO werden nur die allgemeinen Schutzvorgaben und Erhal-
tungsziele formuliert, die Planung konkreter Maßnahmen erfolgt im Rahmen 
der Managementplanung; der Hinweis zur Abzäunung des NSG zur Tangente 
hin ist im Rahmen der Managementplanung zu prüfen 
 
 
 
 
 

=> das Problem der wiederholten Müllablagerung in diesem Bereich ist be-
kannt; von der UNB wurde bereits mehrfach die Entsorgung durch die WAS 
veranlasst; die Aufstellung einer Schranke ist bisher an den ungeklärten ver-
kehrsrechtlichen Zuständigkeiten zwischen der Stadt Wolfsburg, dem Land 
Nds. (Tangente) und dem Bund (A 39) gescheitert 
 
=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
 
 

=> der Hinweis wird für die Managementplanung aufgenommen 
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Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Wol-
fenbüttel vom 9.12.20: 
durch die geplante Ausweisung des o.a. Naturschutzgebietes werden Belange, 
die seitens des Geschäftsbereiches Wolfenbüttel zu vertreten sind, berührt. Das 
geplante Naturschutzgebiet (NSG) beinhaltet Teile der Bundesautobahn BAB A 
39 im Abschnitt 225 (Abbiegespur der A39 zur K 114, Gemarkung Fallersleben, 
Flur 13, Teilstück von Flurstück 81/12) westlich der Bundesautobahn und im Be-
reich der Abschnitte 225 und 210 der Bundesautobahn ist der östliche Rand des 
Schutzgebietes dicht neben den Anlagen der BAB 39 geplant. Gegen die ge-
plante Ausweisung des o.a. Schutzgebietes bestehen in straßenbau- und ver-
kehrlicher Hinsicht Bedenken. 
Die Entwässerung der BAB A 39 erfolgt über den Seitengraben nördlichen der 
Abbiegespur parallel zur K 114 Richtung Westen in das geplante NSG. Bereits 
im Vorfeld sind Entwässerungsgräben angestaut worden, so dass die Entwässe-
rung der BAB nicht ordnungsgemäß erfolgen kann. Es ist zum Rückstau des 
Wassers bis zum Innenohr der Anschlussstelle (AS) Sandkamp gekommen. Das 
Wasser steht dauerhaft an.  
Eine ordnungsgemäße Entwässerung kann so nicht sichergestellt werden  
 
und wird durch die Ausweisung des NSG weiter erschwert.  
 
 
Im Hinblick auf die ordnungsgemäße Unterhaltung der Fahrbahn, Bankette, Grä-
ben, Böschungen, Gehölzflächen in Gräben und Böschungen, sowie der dort 
vorhandenen Straßenbäume bitte ich für den Bereich der durch die Anlagen der 
BAB berührt wird (falls diese nicht herausgenommen werden kann) und für Be-
reiche, die dicht an die BAB angrenzen, folgende Formulierung zur Freistellung 
in die Verordnung aufzunehmen: 
Die ordnungsgemäße Unterhaltung, Instandsetzung und Sicherung der Funkti-
onsfähigkeit von bestehenden Straßen und verkehrlichen Anlagen gemäß § 1 
FStrG (Bundesfernstraßengesetz) und § 2 NStrG (Niedersächsisches Straßen-
gesetz) ist freizustellen.  
Aufgrund der o.a. Problematik zur Entwässerung ist ebenfalls sicherzustellen, 
dass der weiterführende Seitengraben der K 114, der nicht in der Unterhaltungs-
pflicht des Bundes liegt, dauerhaft ordnungsgemäß unterhalten wird und das 
Wasser der BAB aufnehmen und schadlos abführen kann.  

 

 
 
 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das zur Abbiegespur gehörende 
Flurstück sowie die sonstigen zur BAB 39 gehörenden Flurstücke außerhalb 
des NSG liegen; die Grenze des NSG verläuft auf der Flurstücksgrenze zwi-
schen dem landwirtschaftlichen Weg und den zur A 39 gehörenden Flurstü-
cken; die Abgrenzung ist flurstücksscharf im Maßstab 1 : 2.000 erfolgt 
 
 
 
=> der bereits erfolgte Einbau von Sohlschwellen im Straßenseitengraben der 
K 114 ist nicht Gegenstand des Verfahrens zur Neuausweisung des Natur-
schutzgebietes. Er war auch nicht ursächlich für den Rückstau im Straßensei-
tengraben. Vielmehr haben die hohen Grundwasserstände im regenreichen 
Jahr 2017 und Abflusshindernisse in den Feldzufahrten zu einem Rückstau in 
dem Graben geführt.  
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil die ordnungsgemäße Gewässerun-
terhaltung gem. § 4 (6) NSG-VO freigestellt ist 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil der Bereich bereits seit 1978 als 
NSG ausgewiesen ist und sich durch die Neuausweisung keine zusätzlichen 
Erschwernisse ergeben 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das zur Abbiegespur gehörende 
Flurstück sowie die sonstigen zur BAB 39 gehörenden Flurstücke außerhalb 
des NSG liegen (s.o.) 
 
 
 
 
 
 
 
=> die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung ist gem. § 4 (6) NSG-VO frei-
gestellt; die geforderte Sicherstellung zur Unterhaltung des Seitengrabens an 
der K 114 kann nicht im Rahmen einer NSG-VO erfolgen, sondern ist mit 
dem Unterhaltungspflichtigen im Einzelfall abzustimmen 
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In dem Bereich der o.a. Abbiegespur bitte ich um die Herausnahme des Bundes-
straßengrundstückes der Bundesautobahn (Gemarkung Fallersleben, Flur 13, 
Flurstück 81/12) aus dem geplanten NSG. Die Abbiegespur (ohne eigenes Flur-
stück) liegt in der Unterhaltung des Bundes und ich bitte darum auch diese aus 
dem Schutzgebiet herauszunehmen.  
Aufgrund des Kartenmaßstabes bitte ich um eine zusätzliche textliche Beschrei-
bung, dass die BAB A 39 einschließlich deren Rampen, Ab-/Einbiegespuren und 
Nebenanlagen außerhalb des o.a. Schutzgebietes liegt.  
Mit der Ausweisung des Schutzgebietes muss die Verkehrssicherungspflicht für 
die an der Bundesautobahn angrenzenden Grundstücks- /Waldbesitzer (z.B. für 
die Altholzbestände) weiterhin Beachtung finden.  
 
Des Weiteren weise ich darauf hin, dass -unabhängig von der Problematik der 
Entwässerung-, die Flächen des geplanten Naturschutzgebietes nördlich der AS 
Sandkamp sehr nahe an die Flächen der BAB A 39 grenzen. Im Falle einer Er-
weiterung der A 39 auf sechs Streifen könnte der Ausbau mit den Erhaltungszie-
len und der Entwicklung zu den geschützten Lebensraumtypen im NSG kollidie-
ren. Ein zusätzlicher Konflikt kann entstehen. 
Für die Belange der Bundesautobahn ist mit der Wirkung vom 01.01.2021 die 
Autobahn GmbH zuständig und unter folgender Anschrift gesondert zu beteili-
gen: Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Nordwest, Bödekerstraße 
1, 30161 Hannover 
Die Ausweisung des Naturschutzgebietes sowie das Inkrafttreten der Verord-
nung bitte ich mir unter Angabe meines Aktenzeichens mitzuteilen und aufgrund 
der geänderten Zuständigkeiten ab dem 01.01.2021 ebenfalls der o.a. Autobahn 
GmbH zuzusenden. 

=> der Einwand ist gegenstandslos, weil das zur Abbiegespur gehörende 
Flur-stück sowie die sonstigen zur BAB 39 gehörenden Flurstücke außerhalb 
des NSG liegen (s.o.) 
 
 
 
=> in die Begründung wurde folgender Hinweis aufgenommen: Die A 39, die 
K 114 und der Mittellandkanal liegen z.T. direkt angrenzend, aber außerhalb 
des NSG. 
=> bei der Neuabgrenzung wurde der an die A 39 angrenzende Waldbereich 
dem angrenzenden NSG „Barnbruch Wald“ zugeordnet; unabhängig davon 
sind Maßnahmen zur Wahrung der Verkehrssicherungspflicht gem. § 4 (2) d) 
NSG-VO freigestellt 
=> das seit 1978 ausgewiesene NSG „Düpenwiesen“ ist Teil eines gemelde-
ten FFH- und Vogelschutzgebietes, daher ist im Vorfeld einer weiteren Aus-
bauplanung eine FFH-Verträglichkeitsprüfung (FFH-VP) durchzuführen, un-
abhängig von der Neuausweisung; die Formulierung der konkreten Erhal-
tungsziele im Rahmen der Neuausweisung dient auch der Schaffung von 
Rechtssicherheit für die FFH-VP  
 
=> der Hinweis wird für weitere Verfahren aufgenommen 
 
 
=> die NSG-VO wird im Amtsblatt der Stadt Wolfsburg veröffentlicht und an-
schließend ortsüblich bekannt gemacht sowie auf der Internetseite der Stadt 
eingestellt; die TÖBs, deren Einwendungen nicht berücksichtigt werden konn-
ten, werden anschließend gesondert informiert 

 

Unterhaltungsverband (UHV) Oberaller vom 10.11.20: 
wortgleich mit Stellungnahme AOV vom 10.11.20 

 

 
=> siehe Bearbeitungsvermerk zur Stellungnahme AOV vom 10.11.20 

 

ZJEN vom 21.12.20:  
im Anhang übersenden wir die Stellungnahme der Jagdgenossenschaft Fallers-
leben/Sandkamp zum Entwurf einer NSG-Verordnung über das Schutzgebiet 
Düpenwiesen. Eine frühzeitige Übermittlung war leider nicht möglich. Wir bitten 
die Stadt Wolfsburg um Berücksichtigung der dringlichen Anliegen der betroffe-

 

 
=> aufgrund der sehr engen Zeitvorgaben zur Ausweisung besteht leider 
keine Möglichkeit für gesonderte Erörterungen mit der Jagdgenossenschaft; 
eine Berücksichtigung der jagdlichen Belange ist aber durch das Verfahren 
zur öffentlichen Auslegung und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belan-
ge wie auch durch die Beteiligung des Jagdbeirates gegeben 
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nen Jagdgenossenschaft. Für Erörterungen und Gespräche stehen die Jagd-
rechtsinhaber gerne zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
Jagdgenossenschaft Fallersleben/Sandkamp vom 18.12.20: 
In der vorbezeichneten Angelegenheit melden wir uns als von der oben genann-
ten Naturschutzgebietsverordnung in ihren Rechten betroffene jagdausübungs-
berechtigte Jagdgenossenschaft. Die im Verordnungsentwurf vorgesehenen Be-
schränkungen der Jagd sind unverhältnismäßig, teilweise enteignungsgleich und 
für die Jagdgenossenschaft in dieser Form inakzeptabel. In den Vorgängerver-
ordnungen "Düpenwiesen" und "Südliche Düpenwiesen" war die ordnungsge-
mäße Jagdausübung aus gutem Grund ohne Einschränkungen freigestellt, denn 
die Jagd hat in keiner Weise einen störenden oder sonst negativen Einfluss auf 
das Gebiet und seine schützenswerten Güter. Sie ist vielmehr Teil eines nach-
haltigen und alle Arten umfassenden Naturschutzes.  
Jagdrecht und Jagdausübungsrecht genießen den verfassungsrechtlichen 
Schutz des Eigentums. Beschränkungen sind nur zulässig, soweit sie wirklich er-
forderlich sind, um den Schutzzweck zu erreichen, und sich in Abgleich mit den 
Zielen des Bundesjagdgesetzes und den Eigentumsinteressen der Jagdrechtsin-
haber als angemessen darstellen. Diesen Vorgaben genügt der vorgelegte Ent-
wurf nicht. 
Die im Entwurf genannten Einschränkungen bei der Freistellung der Jagdaus-
übung lehnen wir sowohl aus fachlichen als auch aus juristischen Gründen ab. 
Der Schutzzweck des vorgelegten Entwurfs der Naturschutzgebietsverordnung 
liegt in Teilen und unter anderem in der Erhaltung des Gebiets als europäisches 
FFH-Gebiet. Dabei geht der Entwurf allerdings weit über das hinaus, was die 
Umsetzung des Natura 2000-Schutzes tatsächlich erfordert.  
Zu beachten ist weiterhin der Gemeinsame Runderlass des ML und des MU in 
der Fassung vom 03. 12.2019 zur Jagd in Schutzgebieten. Auch gegen die Vor-
gaben dieses Erlasses wird durch den vorgelegten Entwurf verstoßen. Im zitier-
ten Erlass ist unter Ziff. 1.5 ausdrücklich niedergelegt, dass allein die Lage im 
Natura-2000-Gebiet nicht als Grund zur Beschränkung der Jagd ausreicht. 

 
=> vorab wird darauf hingewiesen, dass sich ca. 86 % des NSG im Grundei-
gentum der Stadt Wolfsburg mit der Zweckbindung Naturschutz befinden; 
z.T. wurden die Flächen mit Fördermitteln des Landes Nds. und der EU er-
worben und entwickelt, z.T. als Kompensationsmaßnahmen; aus diesem 
Grund wird von den Naturschutzverbänden seit Jahren die Einrichtung einer 
Eigenjagd für Naturschutzzwecke gefordert (vgl. o.g. Stellungnahmen) 
 
=> die Verordnung über das NSG „Düpenwiesen“ vom 9.1.1978 (zuletzt ge-
ändert mit Verordnung vom 10.5.2000) und die Verordnung über das NSG 
„Südliche Düpenwiesen“ vom 26.9.1985 entsprechen nicht den aktuellen An-
forderungen der EU zu FFH- und Vogelschutzgebieten, daher ist die vorlie-
gende Neuausweisung erforderlich; dabei müssen alle Belange aufgrund der 
aktuellen Rechtsnormen und Rechtsprechungen neu geprüft und abgewogen 
werden (s.u.) 
=> unabhängig davon hatte die bisherige Jagdausübung trotz der weitrei-
chenden Freistellung nicht den erwünschten Erfolg (s.o. Stellungnahmen des 
NABU, Naturschutzbeauftragten und BUND) 
=> auch für die Jagd gelten die Inhalts- und Schrankenbestimmungen des 
Grundeigentums (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG) sowie die Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG); somit unterliegt die Jagd in diesem Rahmen 
in einem NSG der Interessenabwägung (vgl. NuR 2020-42 S. 136-140 zum 
Urteil des VGH München vom 1.10.2019 - 14 N 18.38) vor dem Hintergrund 
der aktuellen Schutzanforderungen 
=> die Anforderungen zur Umsetzung des Natura2000-Schutzes ergeben 
sich aus 1. den Schutzanforderungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie, wo-
nach Verschlechterungen und Störungen verhindert werden müssen, auch 
durch präventives Handeln und bei Bedarf über das Gebiet hinaus zum 
Schutz funktionaler Zusammenhänge, 2. den konkreten Vorgaben für Nieder-
sachsen (z.B. NLWKN: Muster-Verordnung, Handreichung zur Muster-VO, 
Handhabung und Vollzugshinweise zu den einzelnen Arten; Arbeitshilfe des 
NLT) sowie 3. der aktuellen Rechtsprechung 
=> gem. Nr. 1.5 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 zur „Jagd in Schutzgebieten“ 
ist zu prüfen, ob der Schutzzweck jagdliche Einschränkungen u.a. zu Kirrun-
gen, Wildäckern und zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten erfordert; 
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Jagdliche Einschränkungen bedürfen einer besonderen und substantiierten Be-
gründung. Die Begründung im Verordnungsentwurf enthält jedoch nur allge-
meine Erwägungen wie beispielsweise die pauschal behauptete Störwirkung der 
Jagd. Nachgewiesene Gründe für eine tatsächlich erforderliche Jagdeinschrän-
kung sind weder ersichtlich noch dargelegt. Im Gebiet war auch bisher eine ord-
nungsgemäße Jagdausübung ohne Einschränkung möglich, ohne dass das Ge-
biet sowie Flora und Fauna infolge Jagdausübung irgendeinen Schaden genom-
men hätten. 
Bereits im Zuge der NSG-Ausweisung "Barnbruchwiesen" wurden die vorgese-
henen jagdlichen Regelungen und Verbote von der Öffentlichkeit massiv kriti-
siert, was den Verordnungsgeber offensichtlich unberührt ließ. Vielmehr wird 
nun der Verordnungstext "Barnbruchwiesen" als Blaupause für das Schutzvor-
haben „Düpenwiesen" verwendet und bestehende Unzulänglichkeiten werden 
wiederholt. Dabei sind insbesondere die mit dem sogenannten Horstschutz be-
gründeten jagdlichen Verbote unverhältnismäßig und damit auch gerichtlich 
nicht bestandsfähig. 
Zum Entwurf möchten wir im Einzelnen wie folgt weiter Stellung nehmen: 
1.) § 4 Abs. 9 des Entwurfs beinhaltet zunächst die Freistellung der ordnungsge-
mäßen Ausübung der Jagd. Diese Freistellung ist im Hinblick auf die einzelnen 
Verbotstatbestände in § 3 sachlich geboten und auch gesetzestechnisch erfor-
derlich. 
Die Freistellung der Jagd ist im Entwurf jedoch aufgrund der in § 4 Abs. 9 Nr. 1 - 
6 des Entwurfs genannten Vorgaben nicht nur unerheblich eingeschränkt. Hier 
gibt es aus Sicht der Betroffenen erheblichen Korrekturbedarf. 
Im Einzelnen: 
a) Aus § 9 Abs. 3 NJagdG folgt, dass über jedwede jagdliche Einschränkung in 
Schutzgebietsverordnungen die Jagdbehörde zu entscheiden hat, und zwar 
nach vorheriger Beteiligung des Jagdbeirats. Ob die Jagdbehörde über die vor-
gesehene Regelung in § 4 Abs. 9 befunden und entschieden hätte, ist uns nicht 
bekannt und muss deshalb in Abrede gestellt werden. Auch wissen wir nicht, ob 
eine frühzeitige förmliche Beteiligung des Jagdbeirats zu den genannten Vorga-
ben stattgefunden hat. Hierzu bitten wir um Stellungnahme. Der Gemeinsame 
Runderlass des ML und des MU vom 07.08.2012 in der Fassung vom 03.12.19 
zur Jagd in Schutzgebieten ist zu beachten. Auch dieser Erlass schreibt die früh-
zeitige Beteiligung des Jagdbeirats vor, von der uns im vorliegenden Fall nichts 
bekannt ist. 

aus dieser gebietsbezogenen Prüfung ergeben sich die vorliegenden Rege-
lungen zur Jagd in diesem NSG 
=> die Schutzanforderungen u.a. für die konkreten Regelungen der Jagd fin-
den sich in den öffentlich zugängigen Vorgaben (s.o.); eine ausführliche Wie-
derholung zu jeder einzelnen Regelung würde den Rahmen der Begründung 
sprengen 
=> dem widersprechen die Stellungnahmen des NABU, Naturschutzbeauf-
tragten und BUND (s.o.) 
=> das NSG „Düpenwiesen“ ist Teil desselben FFH-Gebietes Nr. 90 und Vo-
gelschutzgebietes V 47 wie die angrenzenden NSGs „Barnbruchswiesen und 
Ilkerbruch“ sowie „Barnbruch Wald“ und unterliegt somit denselben Schutzan-
forderungen; daher ergibt sich auch für die „Düpenwiesen“ aus der Prüfung 
gem. Nr. 1.5 des RdErl ML/MU (s.o.) eine gleichlautende Regelung der Jagd 
wie in den angrenzenden NSGs 
=> zur aktuellen Rechtsprechung im Detail s.u. 
 
 
=> der Aufbau der NSG-VO folgt der allgemein üblichen Rechtssystematik 
(vgl. z.B. Nds. Muster-VO), wonach zunächst gem. § 3 alle Handlungen ver-
boten sind, die zu einer Störung des NSG führen können; im § 4 folgen dann 
die Freistellungen für einzelne Nutzungen 
=> die einzelnen Regelungen in der Freistellung für die Jagd gem. § 4 (9) 
NSG-VO dienen dazu, die Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck und den Er-
haltungszielen zu gewährleisten (s.o. Vorgaben zu den Schutzanforderun-
gen) 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil die untere Jagdbehörde der Stadt 
Wolfsburg im Rahmen der TÖB-Beteiligung beteiligt wurde und keine Stel-
lungnahme abgegeben hat; daher ist davon auszugehen, dass von Seiten der 
UJB keine Anregungen oder Bedenken bestehen 
=> die Zuständigkeit für die frühzeitige Beteiligung des Jagdbeirates liegt 
gem. Nr. 1.2 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 bei der Jagdbehörde 
=> der RdErl ML/MU vom 7.8.12 ist am 31.12.17 außer Kraft getreten; gem. 
Nr. 1.2 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 hat die Jagdbehörde den Jagdbeirat 
nach Abschluss des öffentlichen Beteiligungsverfahrens zu hören; hierzu wird 
der Jagdbehörde diese Zusammenstellung der Einwendungen zu jagdlichen 
Regelungen zur Verfügung gestellt 
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b) Wir bitten um Korrektur der Vorgaben von § 4 Absatz 9 Nr. 1 - 6. Einschrän-
kungen der Eigentümerbefugnisse dürfen nicht weiter gehen als der konkrete 
Schutzzweck reicht. Die jagdlichen Verbote sind aus dem definierten Schutz-
zweck so nicht ableitbar. Der Begründungstext zu § 4 Abs. 9 des Verordnungs-
entwurf ist inhaltslos, denn er liefert keinerlei tatsächliche Begründung oder Ab-
wägung, sondern er wiederholt nur den Verordnungsinhalt. Der Entwurf verstößt 
damit sowohl gegen § 14 Abs. 2 Satz 1 NAGBNatSchG als auch  
 
 
gegen Ziff. 1.8 des bereits zitierten Erlasses zur Jagd in Schutzgebieten. Wir bit-
ten den Verordnungsgeber hier um entsprechende Berücksichtigung dieser Vor-
gaben. 
 
Zu § 4 Abs. 9 Nr. 1 a) hinsichtlich des Zustimmungsvorbehalts u.a. für die Neu-
anlage von Wildackern und Wildäsungsflächen im Einzelnen: Das Verbot der 
Neuanlage von Wildäsungsflächen/Wildäckern ohne Zustimmung der Natur-
schutzbehörde ist aus unserer Sicht nicht notwendig und auch nicht schlüssig, 
denn einem Landwirt stünde es demgegenüber frei, aufgrund seiner greening-
Verpflichtung entsprechende oder ähnliche Flächen als ökologische Vorrangflä-
chen herzurichten, solange er sich an die bestehenden Vorgaben hält. Wir bitten 
darum, das entsprechende Verbot und den Zustimmungsvorbehalt zu streichen. 
Hilfsweise ist der Zustimmungsvorbehalt ausschließlich auf Wildäcker / Wild-
äsungsflächen außerhalb bereits bestehender Ackerflächen zu beschränken. 
 
Die Neuanlage von Hegebüschen kann dagegen unter bestimmten Umständen 
den Tatbestand einer Veränderung von Charakter oder Zustand des Gebiets er-
füllen, weshalb hier eine vorherige Rücksprache mit der Behörde angezeigt sein 
kann. 
Zu § 4 Abs. 9 Nr. 1 b) und c): Die Freistellungen hinsichtlich der Errichtung von 
jagdwirtschaftlichen Einrichtungen werden im Entwurf teilweise von einer vorhe-
rigen Zustimmung der Naturschutzbehörde abhängig gemacht. Eine solche Ein-
schränkung ist nicht erforderlich, denn § 3 Abs. 2 NJagdG bestimmt als ein-
schlägige Regelung, dass die Jagdbehörde anordnen kann, dass jagdliche Ein-
richtungen zu entfernen sind, wenn sie Natur und Landschaft erheblich beein-
trächtigen. Ein Zustimmungsvorbehalt der Naturschutzbehörde, wie dieser im 

=> die Regelungen der Jagd ergeben sich aus dem konkreten Schutzzweck 
und den Erhaltungszielen gem. § 2 NSG-VO; die allgemeinen Schutzanforde-
rungen finden sich in den öffentlich zugängigen Vorgaben (s.o.); eine aus-
führliche Wiederholung zu jeder einzelnen Regelung würde den Rahmen der 
Begründung sprengen 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil der NSG-VO-Entwurf nebst Begrün-
dung gem. § 14 Abs. 2 Satz 1 NAGBNatSchG vom 20.11.20 bis 21.12.20 öf-
fentlich ausgelegen hat und die Auslegung am 13.11.10 ortsüblich bekannt 
gemacht wurde 
=> gem. Nr. 1.8 des o.g. RdErl ist die Würdigung der Bedenken und Anregun-
gen in einem ergänzenden Aktenvermerk nachvollziehbar darzustellen; dies 
erfolgt in der Abwägungstabelle, die als Anlage zur Ratsvorlage zu gegebe-
ner Zeit öffentlich zugängig gemacht wird 
=> entsprechend den Vorgaben der Nds. Muster-VO bedarf gem. § 4 (9) Nr. 
1 NSG-VO die Neuanlage bestimmter jagdlicher Einrichtungen der vorherigen 
Zustimmung der UNB; hiermit ist sichergestellt, dass eine eventuelle Neuan-
lage nur außerhalb von wertvollen oder störempfindlichen Bereiche stattfindet 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil auch die Landwirtschaft gem. § 4 
(10) NSG-VO bestimmten Regelungen unterliegt; konkret ist gem. § 4 (10) 
Nr. 4. NSG-VO die Umwandlung von Grünland in Acker (auch Wildacker) ver-
boten 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil gem. § 4 (10) Nr. 3. NSG-VO die 
Nutzung der rechtmäßig bestehenden Ackerfläche (auch als Wildacker) frei-
gestellt ist 
=> gem. § 4 (9) Nr. 1 NSG-VO bedarf die Neuanlage bestimmter jagdlicher 
Einrichtungen (wie z.B. Hegebüschen) der vorherigen Zustimmung der UNB, 
nicht nur einer Rücksprache 
 
=> entsprechend den Vorgaben der Nds. Muster-VO bedarf gem. § 4 (9) Nr. 
1 NSG-VO die Neuanlage bestimmter jagdlicher Einrichtungen der vorherigen 
Zustimmung der UNB; hiermit ist sichergestellt, dass eine eventuelle Neuan-
lage nur außerhalb von wertvollen oder störempfindlichen Bereiche stattfin-
det; die Anordnung zur Entfernung bestehender jagdlicher Einrichtungen 
durch die Jagdbehörde wird ggf. im Rahmen der Managementplanung erfor-
derlich; grundsätzlich ist eine vorherige Zustimmung zielführender zum 
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Entwurf vorgesehen ist, ist unter Berücksichtigung dessen überflüssig und unan-
gemessen. 
 
Zu § 4 Abs. 9 Nr. 2 und Nr. 3: Eine umfassende Fallenjagd ist zum Management 
verschiedener invasiver Arten und ebenso für die effektive Prädatorenbejagung 
zum Schutz von Avifauna und Niederwild erforderlich. Der „Nutria-Erlass" des 
ML vom 07.12.2018 beinhaltet ausdrücklich die Gewährleistung des Fallenfangs 
der Nutria auch in Schutzgebieten. Auch der bereits genannte Erlass zur Jagd in 
Schutzgebieten sieht ausdrücklich vor, dass die Fallenjagd nicht beschränkt wer-
den soll. Im Interesse der zitierten schutzwürdigen Arten Fischotter und Biber, so 
der Erlass, kann die Zulassung von Totschlagfallen auf selektiv fangen-de Tot-
schlagfallentypen begrenzt werden. Ein Totalverbot hinsichtlich des Einsatzes 
von Totschlagfallen soll ausdrücklich nicht erfolgen. Ansonsten ist die Möglich-
keit der Fallenjagd umfassend zu gewährleisten. Eine Verschärfung der Rege-
lung darf deshalb nicht erfolgen. Zum häufigen Einsatz kommen im Gebiet un-
versehrt fangende Lebendfallen, die ja auch nicht verboten sind. Lediglich Draht-
kastenfallen sollen verboten werden. Der Fang von Nutria erfordert ständig 
wechselnde Fangplätze. Dabei muss die Falle leicht und trotzdem unzerstörbar 
sein, da sie sonst von der Nutria schnell zernagt wird. Diesem Problem wird aber 
nur die Drahtkastenfalle gerecht. Als Kompromiss könnte eine Drahtstärke von 
mindestens 3 mm vorgesehen werden. Diese Drahtstärke wird weder von der 
Nutria, noch vom Biber durchgebissen und stellt somit keine Verletzungsgefahr 
für den Fang dar. Eine notwendige Verdunkelung des Fangraums ist ohnehin 
vorgeschrieben. Die Vorgabe eines elektronische Fangmelder an Lebendfallen 
lehnen wir ab. Die Fallenjagd ist im Schutzgebiet von erheblicher Bedeutung und 
darf nicht unverhältnismäßig erschwert werden. Im Schnitt der letzten 5 Jahre 
wurden allein im Geltungsbereich des bisherigen Schutzgebietes "Südliche Dü-
penwiesen" jährlich ca. 30 Marderhunde, Waschbären und Nutria gefangen, 
Tendenz steigend. Die bestehenden entsprechenden gesetzlichen Fangjagdre-
gelungen schreiben bereits mindestens 2x tägliche Kontrollen vor. Mit dieser Re-
gelung kann in absolut ausreichendem Maße ein tierschutzkonformer Fang si-
chergestellt werden. Die Beschaffung elektronischer Fangmelder wäre eine er-
hebliche finanzielle Belastung und Zumutung für die Fallenjäger, die ihre Tätig-
keit zum Wohl des Naturschutzes ausüben. Sollte dieses Pflicht werden, könnte 
es zur Einstellung der Fallenjagd kommen. Invasive Arten wie Waschbär, Mar-
derhund und Nutria wären dann praktisch nicht mehr regulierbar. Elektronische 

Schutz des Gebietes und auch für alle Beteiligten einfacher und zeitsparen-
der, als Einzelanordnungen zur Beseitigung bereits bestehender Einrichtun-
gen 
=> die Fallenjagd ist grundsätzlich weiterhin möglich; die Einschränkung auf 
bestimmte Fallen zum Schutz der vorkommenden wertbestimmenden Arten 
(hier Fischotter und Biber) fällt in einem europarechtlich besonders geschütz-
tem Gebiet unter die Sozialpflichtigkeit (s.o.), nur unter diesen Bedingungen 
ist eine Freistellung überhaupt möglich 
=> gem. Nr. 5. des RdErl ML vom 7.12.18 zur Eindämmung der Nutriapopula-
tion soll in Gebieten mit Biber- oder Fischottervorkommen eine Ausnahmege-
nehmigung für den nicht beabsichtigten Beifang in Lebendfallen erteilt wer-
den, mit der Auflage, diesen Beifang unverzüglich freizulassen; eine Ausnah-
megenehmigung für Totschlagfallen wird hier nicht erwähnt 
=> gem. Nr. 1.6 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 sind im Interesse schutzwür-
diger Arten (z. B. Fischotter, Biber) Lebendfallen, ausgenommen Drahtgitter-
fallen, oder selektiv fangende Totschlagfallentypen vorzusehen 
=> da gem. den nebenstehenden Ausführungen im Gebiet hauptsächlich un-
versehrt fangende Lebendfallen zum Einsatz kommen, stellt das Verbot von 
Totschlagfallen gem. § 4 (9) Nr. 2. NSG-VO keine wesentliche zusätzliche 
Einschränkung dar 
=> obwohl Nr. 1.6 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 Drahtgitterfallen ausdrück-
lich ausnimmt (s.o.) wird die Formulierung von § 4 (9) Nr. 3. dieser NSG-VO 
der Formulierung aus dem angrenzenden NSGs wie folgt angepasst: „nur mit 
selektiv, unversehrt fangenden Lebendfallen, die komplett abdunkeln und mit 
einem elektronischen Auslösungssignal ausgestattet sind; die Fallen sind 
nach einem Fang unverzüglich zu leeren“ 
=> gem. Nr. 5. des RdErl ML vom 7.12.18 ist der nicht beabsichtigte Beifang 
unverzüglich freizulassen (s.o.); dies kann nur sichergestellt werden, wenn 
durch ein elektronisches Auslösungssignal die unmittelbare Meldung eines 
Fanges erfolgt und die Falle daraufhin unverzüglich kontrolliert wird; eine 
standardisierte 2x täglich Kontrolle wird der o.g. Vorgabe des RdErl nicht ge-
recht und widerspricht den Schutzanforderungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richt-
linie; außerdem fallen begründete Einschränkungen der Jagd zum Schutz der 
vorkommenden wertbestimmenden Arten (hier Fischotter und Biber) in einem 
europarechtlich besonders geschütztem Gebiet unter die Sozialpflichtigkeit 
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Fangmelder könnten jedoch von der Stadt Wolfsburg, wie dies anderenorts auch 
schon praktiziert wird, den Jagdausübenden kostenlos zur Verfügung gestellt 
werden. Die Fangmelder könnten dann nach weiterer Absprache mit den Jagd-
pächtern bei der Fallenjagd Verwendung finden. Eine Vorgabe in der Verord-
nung ist dagegen unangemessen und letztlich kontraproduktiv. 
Zu § 4 Abs. 9 Nr. 4 und 5: Ein Jagdverbot vom 15. Februar bis 15. August eines 
Jahres bzw. im Falle von Horststandorten des Seeadlers in der Zeit vom 01. De-
zember bis 15. August eines Jahres jeweils im Umkreis von 300 m um Horst-
standorte usw. ist unter keinem Gesichtspunkt akzeptabel. Damit würden große 
zusammenhängende Flächen mit einem kompletten Jagdverbot belegt.  
 
 
Dies wiederum stellt einen so gravierenden Eingriff in das eigentumsrechtlich 
geschützte Jagdrecht der betroffenen Grundeigentümer und in das Jagdaus-
übungsrecht der Jagdgenossenschaft dar, dass die Frage der Verfassungs- und 
Gesetzeskonformität gestellt werden muss. Die mit einem entsprechenden Jagd-
verbot verbundene Wertminderung unseres Reviers führt zu einem erheblichen 
wirtschaftlichen Schaden bei unseren Mitgliedern. Für den einzelnen Grundei-
gentümer bzw. Nutzungsberechtigten käme hinzu, dass er bei einem Jagdverbot 
wegen des neu eingefügten § 34 Abs. 1 Nr. 2 NJagdG seinen Anspruch auf 
Wildschadensersatz verlieren könnte.  
Zudem ist auch aus Tier- und Artenschutzgesichtspunkten eine flächende-
ckende Jagd und Hege unbedingt zu gewährleisten. Laut Schutzgebiets-Erlass 
soll die Jagd auf Prädatoren, Nutria und Schalenwild flächendeckend erhalten 
bleiben. Grundsätzlich muss zudem die Nachsuche gewährleistet bleiben. Auch 
vor dem Hintergrund der erforderlichen ASP-Prävention bzw. -bekämpfung kann 
auf eine ganzjährige Schalenwildbejagung nicht verzichtet werden. All dies be-
rücksichtigt der NSG-Entwurf an genannter Stelle nicht.  
 
 
 
Das Jagdverbot um Horststandorte wird einer gerichtlichen Überprüfung auch 
aus folgenden Gründen nicht standhalten: 
- Die Regelung ist bezogen auf die unterschiedlichen Arten zu undifferenziert. 
 
 

des Eigentums (s.o.), nur unter diesen Bedingungen ist eine Freistellung 
überhaupt möglich (s.u.) 
=> sollte die Beschaffung elektronischer Fangmelder für die Jagdgenossen-
schaft Fallersleben finanziell nicht tragbar sein, spricht dies für die von den 
Naturschutzverbänden geforderte Einrichtung einer Eigenjagd auf den ca. 86 
% städtischen Flächen des NSG (s.o.), um Interessenskonflikte zu vermeiden 
=> obwohl Nr. 1.6 des RdErl ML/MU vom 3.12.19 Drahtgitterfallen ausdrück-
lich ausnimmt (s.o.) wird die Formulierung von § 4 (9) Nr. 3. dieser NSG-VO 
der Formulierung aus dem angrenzenden NSGs wie folgt angepasst: „nur mit 
selektiv, unversehrt fangenden Lebendfallen, die komplett abdunkeln und mit 
einem elektronischen Auslösungssignal ausgestattet sind; die Fallen sind 
nach einem Fang unverzüglich zu leeren“ 
=> 86 % der NSG-Fläche sind städtische Naturschutzflächen und die übrigen 
Nutzflächen stehen fast alle unter Vertragsnaturschutz (s.o.), sodass durch 
die Regelungen in der VO nur wenige andere private Grundeigentümer be-
troffen sind; außerdem besteht in einem europarechtlich besonders geschütz-
tem Gebiet eine besondere Sozialpflichtigkeit des Eigentums (s.o.) 
=> sollte die Regelungen für die Jagdgenossenschaft Fallersleben finanziell 
oder organisatorisch nicht tragbar sein, spricht dies für die von den Natur-
schutzverbänden geforderte Einrichtung einer Eigenjagd auf den ca. 86 % 
städtischen Flächen des NSG (s.o.), um Interessenskonflikte zu vermeiden 
=> der Einwand ist gegenstandslos, weil die Jagd im Bereich der Horststand-
orte und Brutplätze eben nicht generell untersagt wird, sondern nur in be-
stimmten Zeiträumen aufgrund der besonderen Rücksichtnahme u.a. auf den 
Seeadler; dies entspricht dem RdErl. ML / MU vom 3.12.19 Nr. 1.5, wonach 
jagdliche Einschränkungen zum Schutz besonders störanfälliger Tierarten zu 
prüfen sind; außerhalb der 300 m Umkreise sowie der Verbotszeiten ist die 
Jagd u.a. auf Wildschweine weiterhin freigestellt; insofern wurde eine Abwä-
gung zwischen den Interessen der Jagd und den europarechtlichen Anforde-
rungen im Hinblick auf Natura 2000 getroffen (s.o.); unabhängig davon hatte 
die bisherige Jagdausübung trotz der weitreichenden Freistellung nicht den 
erwünschten Erfolg (s.o. Stellungnahmen des NABU, Naturschutzbeauftrag-
ten und BUND) 
=> die Differenzierung ist dahingehend erfolgt, dass die zeitliche Einschrän-
kung gem. § 4 (9) Nr. 4 NSG-VO nur für die Horststandorte und Brutplätze 
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- Die jagdliche Beruhigung der Horst könnte auf den Beginn der Brutzeit be-
schränkt werden. Danach besteht kaum noch eine Störanfälligkeit. 
- Der reguläre Jagdbetrieb entwickelt ohnehin keine wesentliche Störung. Für 
die zu schützenden Arten ist der Sichtschutz von signifikant höherer Bedeutung 
als ein Lärmschutz. 
- Es ist in aller Regel ein störungsarmer Puffer von 100 m ausreichend, d. h. ein 
300 m-Radius ist unter Abwägung mit den betroffenen Eigentumsrechten unver-
hältnismäßig. 
- Auch muss zeitlich das mildeste Mittel gewählt werden, denn für manche Arten 
bedarf es keines Horstschutzes bis in Mitte August hinein. 
 
 
- Der Seeadler verfügt mittlerweile über hinreichend stabile Bestandszahlen, so 
dass ein Jagdverbot in Horstnähe nicht erforderlich, d. h. unangemessen ist. 
 
- Für den Horstschutz muss es sowohl für die jagdliche als auch für die landwirt-
schaftliche Nutzung eine umfassende Freistellung geben, wenn sich der Horst in 
der bewirtschafteten Feldflur befindet. 
 
 
- Horststandorte sind nicht immer erkennbar und müssen individuell den Norma-
dressaten bekannt gemacht werden. 
 
- Einzelne Jagdhandlungen sind von jedem Standpunkt aus betrachtet unbe-
denklich und können zugelassen bleiben. Ein absolutes Jagdausübungsverbot 
und das damit einhergehende Betretensverbot ist nicht mehr verfassungskon-
form. 
 
 
Die Ausnahmeregelung in Abs. 9 letzter Satz ist nicht geeignet, den Verord-
nungsgeber von gewissenhafter Abwägung der unterschiedlichen Belange frei 
zu stellen. Der Verordnungsgeber irrt, wenn er der Jagd eine maßgeblich stö-
rende Rolle zuweist. Dies ist gerade in jüngster Vergangenheit durch die gut-
achterlichen Feststellungen im Gänse-Arbeitskreis des Umweltministeriums 

besonders störungsempfindlicher Brutvogelarten (z.B. Rohrweihe, Kranich) 
gilt, gem. § 4 (9) Nr. 5 nur für den Seeadler  
=> die Einwände widersprechen den Vollzugshinweisen des NLWKN und den 
Empfehlungen der Vogelschutzwarte Nds. und werden durch empirischen 
Untersuchungen widerlegt (vgl. z.B. NuR 2019-41 S. 15-21) 
 
 
=> der Einwand widerspricht den Vollzugshinweisen des NLWKN und den 
Empfehlungen der Vogelschutzwarte Nds. 
 
=> die zeitliche Einschränkung gem. § 4 (9) Nr. 4 NSG-VO gilt nur für die 
Horststandorte und Brutplätze besonders störungsempfindlicher Brutvogelar-
ten (z.B. Rohrweihe, Kranich), gem. § 4 (9) Nr. 5 nur für den Seeadler; sons-
tige Arten wurden hierbei nicht berücksichtigt 
=> der Seeadler ist naturschutzrechtlich besonders geschützt; er wurde als 
maßgeblicher avifaunistischer Bestandteil des Vogelschutzgebietes an die 
EU gemeldet 
=> es wurde eine Abwägung zwischen den Interessen der Jagd und Land-
wirtschaft mit den europarechtlichen Anforderungen im Hinblick auf Natura 
2000 getroffen, nur unter dieser Voraussetzung ist eine Freistellung von den 
Schutzanforderungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie überhaupt möglich 
(s.o.) 
=> Artenschutzkenntnisse sind wesentliche Ausbildungsbestandteile in der 
Jägerprüfung und werden bei den Mitgliedern des anerkannten Naturschutz-
verbandes Jägerschaft vorausgesetzt 
=> der aktuellen Rechtsprechung nach (vgl. z.B. NuR 2019-41 S. 152-157 
zum Urteil des EuGH vom 7.11.2018, NuR 2020-42 S. 136-140 zum Urteil 
des VGH München vom 1.10.2019 - 14 N 18.389) sind einzelne Freistellun-
gen nur dann zulässig, wenn Beeinträchtigungen auch im Einzelfall mit Ge-
wissheit auszuschließen sind; daher unterliegen entsprechende Ausnahmen 
der Einzelfallprüfung (s.u.) 
=> die Einzelfallprüfung gem. § 4 (9) letzter Satz entspricht den Schutzanfor-
derungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie, die durch die aktuelle Rechtspre-
chung bestätigt und ausdifferenziert wurden (s.o.) 
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nochmals widerlegt.  
Mit den vorgesehenen Verboten jedenfalls lassen sich die Jäger und Grundbe-
sitzer als Unterstützer und Partner für den Vogel- und Horstschutz nicht gewin-
nen. Dabei wäre eine funktionierende Schnittstelle zwischen Naturschutz, Jagd 
und Grundeigentümern auch im Hinblick auf verlässliche Bestandsdaten und 
Standortsichtungen ein wichtiger Baustein des Erfolgs. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu § 4 Abs. 9 Nr. 6: 
Absatz 6 ist zur Vermeidung von Ausuferungen und im Sinne der Normenreduk-
tion zu streichen. Die Regelung ist überflüssig bzw. ebenfalls über das Ziel hin-
ausschießend. Das Niedersächsische Jagdrecht erlaubt bereits jetzt nur Jagd-
zeiten in Übereinstimmung mit den Vorgaben und Zielsetzungen von FFH- und 
Vogelschutzrichtlinie. Mit dem vorgelegten Entwurf wird über die zwingenden 
Vorgaben der EU und eine 1:1 Umsetzung deutlich hinausgegangen, was die 
betroffenen Grundeigentümer nicht akzeptieren können. Die nationale Sicherung 
des Natura 2000-Gebiets, so wie es der EU gemeldet wurde, erfordert unter kei-
nem Gesichtspunkt eine Einschränkung der jagdlichen Befugnisse, wie sie im 
Bundes-und Landesjagdgesetz garantiert und ausreichend geregelt sind. Wir be-
antragen deshalb für die von uns vertretene Jagdgenossenschaft die Streichung 
der in § 4 Abs. 9 genannten einschränkenden Vorgaben. Im Gebiet war auch 
bisher eine ordnungsgemäße Jagdausübung ohne Einschränkung möglich, ohne 
dass das Gebiet sowie Flora und Fauna infolge Jagdausübung irgendeinen 
Schaden genommen hätten. 
3.) In § 3 Abs. 2 Nr. 17 des Entwurfs ist die Errichtung oder wesentliche Ände-
rung baulicher Anlagen verboten. Wir halten es für wichtig, als Ausnahme von 
diesem Verbot die Errichtung von Zäunen zur Abwehr von Wildschäden unbe-
dingt generell freizustellen. Bei Sonderkulturen ist die Erlangung von Wildscha-
densersatzleistungen von entsprechenden Zäunungen abhängig. Die Errich-
tungsvorgaben für wildsichere Zäune sind § 3 der DVO-NJagdG zu entnehmen. 

=> gutachterliche Feststellungen zu Gänsen sind nicht auf dieses Gebiet 
übertragbar, weil Gänse keine Bestandteile des Schutzzweckes und der Er-
haltungsziele sowie der Regelungen der NSG-VO sind 
=> ca. 86 % der NSG-Fläche wurden mit der Zweckbindung Naturschutz er-
worben und entwickelt, weitere Flächen stehen unter Vertragsnaturschutz 
(s.o.), außerdem wurden keine Einwände durch private Eigentümer vorge-
bracht, sodass offensichtlich kein Interessenskonflikt mit den Grundeigentü-
mern besteht; auch in Bezug auf die Mitglieder des anerkannten Naturschutz-
verbandes Jägerschaft sollte von einem Eigeninteresse am Vogel- und Horst-
schutz auszugehen sein 
=> letztendlich sprechen die vorgetragenen Einwände für die von den Natur-
schutzverbänden geforderte Einrichtung einer Eigenjagd auf den ca. 86 % 
städtischen Flächen des NSG (s.o.), um Interessenskonflikte seitens der 
Jagdgenossenschaft Fallersleben zu vermeiden  
=> die im § 2 Schutzzweck aufgeführten Arten wurden als wertbestimmend 
für das Gebiet an die EU gemeldet und unterliegend in besonderem Maße 
den Schutzanforderungen des Art. 6 Abs. 2 FFH-Richtlinie; gem. der aktuel-
len Rechtsprechung (vgl. z.B. NuR 2019-41 S. 152-157 zum Urteil des EuGH 
vom 7.11.2018, NuR 2020-42 S. 136-140 zum Urteil des VGH München vom 
1.10.2019 - 14 N 18.389) sind einzelne Freistellungen u.a. auch der Jagd nur 
dann zulässig, wenn Beeinträchtigungen auch im Einzelfall mit Gewissheit 
auszuschließen sind; die europarechtlichen Schutzanforderungen für dieses 
spezielle Gebiet gehen daher über die allgemeinen Regelungen des Bundes- 
und Landesjagdgesetzes hinaus (vgl. z.B. NuR 2019-41 S. 15-21) 
=> hierzu liegen unterschiedliche Einschätzungen vor, daher wurde von den 
Naturschutzverbänden die Einrichtung der Eigenjagd auf den städtischen Na-
turschutzflächen gefordert (vgl. Stellungnahmen des NABU, Naturschutzbe-
auftragten und BUND s.o.) 
 
=> von dem Verbot gem. § 3 (2) Nr. 17 NSG-VO sind jagdwirtschaftliche Ein-
richtungen in ortsüblicher landschaftsangepasster Art gem. § 4 (9) Nr. 1 c) 
NSG-VO freigestellt, hierunter fallen ggf. auch Zäune zur Abwehr von Wild-
schäden; allerdings finden sich im Gebiet keine Sonderkulturen und dürfen 
gem. den bisher geltenden NSG-VO auch nicht angelegt werden  
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Diesen Vorgaben müssen die Bewirtschafter nachkommen können. Bei unter-
bliebener Zäunung nach § 32 Abs. 2 BJagdG entfällt der Wildschadensersatzan-
spruch. Wir bitten weiterhin darum, in der Verordnung unbedingt sicher zu stel-
len, dass auch Zäunungen gegen den Wolf von den Verboten der Verordnung 
freigestellt werden. Diese Zäune unterliegen nach der Richtlinie Wolf besonde-
ren Anforderungen und können damit eventuell keine ortsübliche Bauweise auf-
weisen. Landeszuwendungen an Weidetierhalter sind von entsprechenden 
wolfssicheren Zäunungen jedoch ebenso abhängig wie ein größtmöglicher 
Schutz gegen Wolfsrisse. Eine entsprechende umfassende Freistellung ist zum 
Erhalt der Weidetierhaltung außerordentlich wichtig und muss sich im Verord-
nungstext wiederfinden. 
 
Naturschutz und Jagd gehören funktional eng zusammen und bedingen einan-
der. Durch eine Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit der Verordnungsin-
halte, nicht aber durch enteignungsgleiche Vorgaben, kann es gelingen, die 
Jagdausübungsberechtigten hinsichtlich des Gebietsschutzes zu einem verläss-
lichen Partner zu machen.  
 
Wir sind fest davon überzeugt, dass eine uneingeschränkte Freistellung der ord-
nungsgemäßen Jagdausübung und des Jagdschutzes dem Gebiets- und Arten-
schutz in keinem Fall zuwiderlaufen würde und auf den Eingriff in die Eigentums-
rechte der Betroffenen definitiv verzichtet werden kann. Wir erwarten eine Ent-
wurfskorrektur entsprechend unserer Eingaben, insbesondere eine Streichung 
von § 4 Abs. 9 des Entwurfs entsprechend der bisherigen Freistellung der Jagd 
im Schutzgebiet.  
Weiterhin bitten wir um Beachtung der verpflichtenden Vorgabe des Erlasses zur 
Jagd in Schutzgebieten (dort Ziff. 1.2), wonach die Behörde nach Abschluss des 
öffentlichen Beteiligungsverfahrens unter Fristsetzung von einem Monat den 
Jagdbeirat erneut zu hören hat. 
An unserer Stellungnahme haben der Zentralverband der Jagdgenossenschaf-
ten und Eigenjagden in Niedersachsen e.V. sowie weiterer Rechtsbeistand mit-
gewirkt. Bitte informieren Sie uns über die dringend erbetene und erforderliche 
Entwurfsänderung. 
 
 

=> außerdem ist gem. § 4 (10) Nr. 5. k) NSG-VO die Unterhaltung und In-
standsetzung bestehender Weidezäune freigestellt, die dauerhafte Neuein-
richtung darf nur in ortsüblicher Weise erfolgen 
 
=> sollten die besonderen Anforderungen an wolfssichere Zäune im Einzelfall 
über die o.g. Freistellungen hinausgehen, bestehen Ausnahmemöglichkeiten 
für die Jagd gem. § 4 (9) und für die Landwirtschaft gem. § 4 (10) NSG-VO 
 
=> die Einzelfallprüfung ist weiterhin erforderlich, um Beeinträchtigungen des 
Schutzzweckes und der Erhaltungsziele zu vermeiden, eine weitergehende 
umfassende Freistellung widerspricht den Schutzanforderungen des Art. 6 
Abs. 2 FFH-Richtlinie (s.o.) 
=> auch für die Jagd gelten die Inhalts- und Schrankenbestimmungen des 
Grundeigentums (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG) sowie die Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG); somit unterliegt die Jagd in diesem Rahmen 
in einem NSG der Interessenabwägung (vgl. NuR 2020-42 S. 136-140 zum 
Urteil des VGH München vom 1.10.2019 - 14 N 18.38) vor dem Hintergrund 
der aktuellen Schutzanforderungen 
=> hierzu liegen unterschiedliche Einschätzungen vor, daher wurde von den 
Naturschutzverbänden die Einrichtung der Eigenjagd auf den städtischen Na-
turschutzflächen gefordert (vgl. Stellungnahmen des NABU, Naturschutzbe-
auftragten und BUND s.o.); dies würde auch der Vermeidung von Interes-
senskonflikte seitens der Jagdgenossenschaft Fallersleben dienen 
 
 
=> den Abschluss des öffentlichen Beteiligungsverfahrens bildet die Abwä-
gung der eingegangenen Anregungen und Bedenken; für die Beteiligung des 
Jagdbeirates wird der Jagdbehörde diese Zusammenstellung der Einwendun-
gen zu jagdlichen Regelungen zur Verfügung gestellt 
=> über die Abwägung aller eingegangenen Einwendungen entscheidet der 
Rat der Stadt Wolfsburg; die Einwender, deren Einwendungen nicht oder nur 
z.T. berücksichtigt wurden, werden nach Ratsbeschluss über die Entschei-
dung informiert 
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Stellungnahmen ohne Bedenken 
 

 

 

Anglerverband Niedersachsen vom 30.11.20: 
zum Entwurf des Naturschutzgebietes Düpenwiesen haben wir  keine Bedenken 
oder Einwände. 

 

 
 

 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr vom 6.11.20: 
durch die oben genannte und in den Unterlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr nicht berührt. Vorbehaltlich einer gleichblei-
benden Sach- und Rechtslage bestehen zu der Planung seitens der Bundes-
wehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 

 
 
 
 
 
 

 

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH, Technik Niederlassung Nord, 
Team Planung, Projektierung und Baubegleitung PTI 24 vom 6.11.20: 
vielen Dank für die Information zu geplantem Erlass einer Verordnung über die 
Festsetzung des Naturschutzgebietes "Düpenwiesen" im Bereich der Stadt 
Wolfsburg. Im Entwurfsbereich liegt unsererseits eine Trasse im Bereich der K 
114. Wir bitten zu beachten, dass es uns weiterhin möglich ist, neue Trassen 
aufgrund der uns im Telekommunikationsgesetz ( §68 Abs. 3 TKG) zustehenden 
Nutzungsrechte zu errichten und vorhandene zeitnah zu entstören. Die Telekom 
ist danach berechtigt, die Verkehrswege für ihre Telekommunikationslinien un-
eingeschränkt zu benutzen. Dies gilt auch in Schutzgebieten im Sinne des vor-
liegenden Entwurfes. 
Sicherlich kann auch über § 4 „Freistellungen“ der Verordnung, Punkt 2c, aus 
Gründen der Erfüllung dienstlicher Aufgaben im Sinne des überwiegenden öf-
fentlichen Interesses, sowie § 5 (2) eine Befreiung erreicht werden. 

 

 
 
=> gem. § 4 (2) c) NSG-VO ist das Betreten und Befahren des Gebietes 
durch Bedienstete anderer Behörden und öffentlicher Stellen sowie deren Be-
auftragte zur Erfüllung dienstlicher Aufgaben nach vorheriger Anzeige freige-
stellt 
=> darüber hinaus ist gem. § 4 (7) NSG-VO die ordnungsgemäße Unterhal-
tung und Nutzung bestehender Anlagen (ohne vorherige Anzeige) freigestellt; 
nur die Instandsetzung bedarf einer vorherigen Anzeige, um die Vereinbarkeit 
mit dem Schutzzweck und den Erhaltungszielen zu gewährleisten 
=> der Neubau von Telekommunikationslinien bedarf einer entsprechenden 
Befreiung gem. § 5 NSG-VO, ggf. mit Auflagen zur Durchführung, um die 
Vereinbarkeit mit dem Schutzzweck und den Erhaltungszielen zu gewährleis-
ten 

 

ExxonMobil Production Deutschland GmbH vom 11.11.20: 
wir schreiben Ihnen im Auftrage der BEB Erdgas und Erdöl GmbH, der Mobil 
Erdgas-Erdöl GmbH (MEEG) und der Norddeutschen Erdgas-Aufbereitungs-Ge-
sellschaft mbH (NEAG) und danken für die Beteiligung in o.g. Angelegenheit. 
Wir möchten Ihnen mitteilen, daß Anlagen oder Leitungen der oben genannten 
Gesellschaften von dem angefragten Vorhaben (s. Betreff) nicht betroffen sind. 
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Handwerkskammer (HWK) Braunschweig-Lüneburg-Stade, Wirtschaftspoli-
tik und Regionalmanagement vom 10.11.20: 
Ihr Schreiben zum genannten Vorhaben ist bei uns eingegangen. Die Planunter-
lagen wurden in unserem Hause geprüft. Aus handwerklicher Sicht bestehen 
derzeit unter Berücksichtigung der uns vorgelegten Unterlagen keine Beden-
ken. 

 
 
 
 

 

Klosterkammer Hannover, Dezernat Liegenschaften vom 10.11.20: 
seitens der von mir vertretenen Stiftungen bestehen gegen die Verordnung 
keine Bedenken. Anregungen können nicht gegeben werden. 

 

 
 
 

 

Koordinationsstelle der Natur- und Umweltschutzverbände im Landkreis 
Gifhorn (KONU) vom 25.11.20: 
Da Sie um eine Nachricht vor Ablauf der Beteiligungsfrist baten, informiere ich 
Sie heute, dass die KONU aufgrund der Tatsache, dass keine Flächenanteile 
auf Gifhorner Kreisgebiet liegen, keine Stellungnahme zu der oben genannten 
NSG-VO abgeben wird. 

 

 
 
 
 
 

 

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN), Regionaldirektion Braunschweig-Wolfsburg, Dezernat 3.8, Katas-
teramt Wolfsburg vom 10.11.20: 
von meiner Seite aus stehen dem o. g. Vorhaben keine öffentlichen Belange 
entgegen. 
Was die postalische Anschrift Ihres Schreibens betrifft, bitte ich sie zu vermer-
ken, dass das Wort Landesentwicklung durch Landesvermessung ersetzt wird. 
Die Regionaldirektion Wolfsburg gibt es ebenfalls nicht mehr. Sie wurde 2014 
zur Regionaldirektion Braunschweig-Wolfsburg reorganisiert. 

 

 
 
 
 

 

Landessportfischerverband Niedersachsen e.V. (LSFV), Zweigstelle Wolfs-
burg (Sportfischerverein SFV Wolfsburg) vom 20.11.20: 
Zum Erlass der Naturschutzgebietsverordnung „Düpenwiesen“ bestehen seitens 
des Sportfischervereins Wolfsburg keinerlei Bedenken. 

 

 
 

 

Nds. Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (LA-
VES), Dezernat Binnenfischerei - Fischereikundlicher Dienst vom 16.11.20: 
gegen die geplante Neuausweisung und die Verordnung über das NSG „Düpen-
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wiesen“ bestehen aus Sicht des LAVES - Dezernat Binnenfischerei keine Be-
denken. 
zu § 4 Abs. 8: Es wird sehr positiv gesehen, dass das Betreten und Befahren 
des Gebietes durch Bedienstet des Fischereikundlichen Dienstes sowie deren 
Beauftragte zur Erfüllung dienstlicher Aufgaben freigestellt ist. Die Freistellung 
erleichtert die Erledigung der im Rahmen des WRRL- und FFH-Fischartenmoni-
torings im NSG anfallenden dienstlichen Pflichtaufgaben erheblich und sollte 
auch zukünftig in entsprechende NSG-Verordnungen aufgenommen werden. 
 

Polizeiinspektion Wolfsburg-Helmstedt vom 18.11.20: 
bei der Durchsicht des Entwurfes zur Verordnung über die Festsetzung des 
NSG „Düpenwiesen“ auf dem Gebiet der Stadt Wolfsburg habe ich keinen Ände-
rungsbedarf erkannt. 

 

 
 
 

 

Regionalverband Braunschweig, Abteilung Regionalentwicklung, Untere 
Landesplanungsbehörde vom 16.11.20: 
mit Schreiben vom 03.11.2020 haben Sie mich hinsichtlich des o.g. Entwurfs zur 
Verordnung über die Festsetzung des NSG Düpenwiesen im Gebiet der Stadt 
WOB beteiligt. Als Träger der Regionalplanung und Untere Landesplanungsbe-
hörde nehme ich wie folgt Stellung: 
Hinsichtlich des Entwurfs zur Verordnung über die Festsetzung des NSG 
Düpenwiesen bestehen keine Bedenken. 
Hinweisen möchte ich auf die geplante Erdgasleitung ETL 178 Braunschweig – 
Wolfsburg der Firma Gasunie Deutschland Transport Services GmbH. Aufgrund 
der geplanten Querung der neuen Erdgasleitung des in Rede stehenden NSG 
und den durch die Leitung sowohl im Bau als auch im Betrieb zu erwartenden 
Wirkungen rege ich an, in § 4 des o.g. Verordnungsentwurfs die Freistellung des 
Vorhabens Erdgasleitung ETL 178 zu integrieren. Dies erscheint auch in Hin-
sicht auf die regelmäßigen Wartungen und Kontrollen der Leitung geboten. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
=> der Bau der Leitung ist über eine Planfeststellung geregelt, diese beinhal-
tet eine FFH-Verträglichkeitsprüfung und im Rahmen der Konzentrationswir-
kung auch eine Befreiung gem. § 5 NSG-VO mit den entsprechenden Aufla-
gen zum Schutz des Gebietes 
=> gem. § 4 (7) NSG-VO ist die ordnungsgemäße Nutzung und Unterhaltung 
der bestehenden rechtmäßigen Anlagen und Einrichtungen freigestellt; diese 
Regelung umfasst alle notwendigen Wartungen und Kontrollen nach dem 
Bau der Leitung, eine gesonderte Freistellung ist daher nicht notwendig; zur 
Klarstellung wurde ein entsprechender Hinweis auf die Erdgasleitung in die 
Begründung eingefügt 

 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig vom 7.12.20: 
gegen die Verordnung über die Festsetzung des Naturschutzgebietes (NSG) 
„Düpenwiesen“ auf dem Gebiet der Stadt Wolfsburg besteht bezüglich der Be-
lange des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Braunschweig keine Bedenken 
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Stadt Wolfsburg - 01/51 Untere Abfallbehörde vom 4.11.20: 
Seitens der Unteren Abfall-/Bodenschutzbehörde bestehen keine Bedenken 

 

 
 

 

Stadt Wolfsburg - 11-1 vom 15.12.20: 
aus Sicht von 11-1 liegen bzgl. der Verordnung über die Festsetzung des NSG 
„Dülpenwiesen“ keine Bedenken vor 

 

 

Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 10.12.20: 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland 
GmbH gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend 
macht. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist unse-
rerseits derzeit nicht geplant. 

 

 
 
 

 

Wasserverband Weddel-Lehre vom 6.11.20: 
wir sind in dem im „Betreff“ genannten Gebiet nicht zuständig 

 

 
 

 


